
Ausgabe A Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 

B1612A 

147 

Nr. 9 München, den 30. Juni 1969 

Seite Datum I n h a l t 

24. 6. 1969 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über kommunale Wahlbeamte 147 
24. 6. 1969 Gesetz zur Änderung des Personenstandsgesetzes 148 
24. 6. 1969 Gesetz über die Aufhebung von Amtsgerichten und die Änderung von Amtsgerichts­

bezirken 148 
24. 6. 1969 Gesetz zur Änderung des Bayerischen Begabtenförderungsgesetzes 149 
24. 6. 1969 Gesetz zur Änderung des Kostengesetzes 149 
24. 6. 1969 Gesetz zur Änderung grunderwerbsteuerlicher Vorschriften 153 
24. 6. 1969 Zehntes Gesetz über die Gewährung von Zins- und Tilgungsbeihilfen zur Förderung des 

sozialen Wohnungsbaues 158 
24. 6. 1969 Verordnung über die Umgliederung der Gemeinde Friedrichshofen in die Stadt Ingolstadt 

und über die Änderung der Grenze des Landkreises Ingolstadt 158 
23. 5. 1969 Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Kostenverwaltung bei den Behörden 

des Freistaates Bayern (Kostenverwaltungsordnung — KVwO) . 158 
29. 5. 1969 Vierte Verordnung über die Organisation der Landesfinanzbehörden (Oberfinanzdirek-

tionen, Finanzämter) im Freistaat Bayern 158 
3. 6. 1969 Landesverordnung über die befristete Aufhebung der Schonzeiten für Rotwild im Jagd­

jahr 1969 159 
10. 6. 1969 Ausbildungsordnung für den gehobenen Sparkassendienst (AOSpk.) 159 
10. 6. 1969 Fünfte Verordnung zur Änderung der Unterhaltszuschußverordnung 160 
10. 6. 1969 Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach dem Pflan­

zenschutzgesetz 161 

20. 6. 1969 Verordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den mittleren und gehobenen nicht­
technischen Verwaltungsdienst (POVerw.) und der Gemeinsamen Zulassungs- und Aus­
bildungsordnung für den mittleren und gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienst 
(GZAVerw.) 161 

19. 5. 1969 Satzung zur Änderung der Satzung des Bayerischen Versorgungsverbandes 162 
. 12. 6. 1969 Änderung der Satzung der Bayerischen Ärzteversorgung 163 

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes 

über k o m m u n a l e Wahlbeamte 
Vom 24. Juni 1969 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 
Das Gesetz über kommunale Wahlbeamte (KWBG) 

vom 16. Juni 1964 (GVB1. S. 113) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. Januar 1967 (GVB1. S. 217) 
wird wie folgt geändert: 
1. Art. 138 erhält folgende Fassung: 

„Art. 138 
(1) Einem früheren Bürgermeister kann Ehren­

sold gewährt werden, wenn er außer einem Über­
gangsgeld keine Versorgungsbezüge aus dieser Tä­
tigkeit erhält, sein Amt in derselben Gemeinde 
mindestens zwölf Jahre bekleidet und entweder 
das sechzigste Lebensjahr vollendet hat oder 
dienstunfähig ist. Einem früheren ersten Bürger­
meister ist Ehrensold zu gewähren, wenn er dieses 
Amt mindestens 18 Jahre bekleidet hat oder aus 
diesem Amt nach der zweiten Wiederwahl wegen 

Dienstunfähigkeit ausscheidet und wenn die wei­
teren Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen. 

(2) Nach dem Tode eines Bürgermeisters oder 
früheren Bürgermeisters kann dem Ehegatten, den 
minderjährigen ehelichen, für ehelich erklärten 
und von ihm an Kindes Statt angenommenen Kin­
dern, bei einer Bürgermeisterin auch ihren unehe­
lichen Kindern, Ehrensold gewährt werden, wenn 
er nach Absatz 1 gewährt worden ist oder hätte ge­
währt werden können oder müssen. Nach dem Tode 
eines ersten Bürgermeisters oder früheren ersten 
Bürgermeisters ist seinem Ehegatten Ehrensold zu 
gewähren, wenn dem ersten Bürgermeister Ehren­
sold nach Absatz 1 Satz 2 gewährt wurde oder 
hätte gewährt werden müssen; die Zahlung endet, 
wenn der Ehegatte wieder heiratet. 

(3) Der Ehrensold darf monatlich dreihundert 
Deutsche Mark nicht übersteigen; im Falle des Ab­
satzes 1 Satz 2 beträgt er bis zu diesem Höchstsatz 
ein Drittel der zuletzt bezogenen Entschädigung, 
mindestens jedoch fünfzig Deutsche Mark. Der Eh­
rensold des Ehegatten nach Absatz 2 Satz 2 beträgt 
sechzig vom Hundert des Ehrensolds, den der Ver­
storbene erhalten hat oder hätte erhalten müssen. 
Übergangsgeld wird auf den Ehrensold angerech­
net. Art. 60 gilt entsprechend. 
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(4) Die Bewilligung kann zurückgenommen wer­
den, wenn sich ein Empfänger des Ehrensoldes 
nicht würdig erweist. 

(5) Ist ein früherer weiterer Bürgermeister inner­
halb dreier Monate nach dem Zusammentritt des 
neu gewählten Gemeinderats in sein Amt gewählt 
worden, so gilt als Beginn seiner Amtszeit der Be­
ginn der Wahlzeit des Gemeinderats." 

2. Art. 145 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
„(6) Auf die in Art. 138 Abs. 1 bestimmten Fri­

sten sind die Amtszeiten anzurechnen, die der 
Ehrenbeamte nach dem 8. Mai 1945 und vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund einer 
Wahl als ehrenamtlicher Bürgermeister in dersel­
ben Gemeinde zurückgelegt hat. Art. 138 gilt ent­
sprechend für ehrenamtliche erste Bürgermeister, 
deren gesamte Amtszeit in den im Satz 1 genann­
ten Zeitraum fällt; dabei gilt Art. 147 entspre­
chend." 

§2 
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1969 in Kraft. 
(2) Ehrensold, der neu auf Grund dieses Gesetzes 

gewährt wird, ist erstmals ab 1. Juli 1969 zu zahlen. 
München, den 24. Juni 1969 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. h . c . G o p p e l 

Gesetz 
zur Änderung des Personenstandsgesetzes 

Vom 24. Juni 1969 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 
Das Personenstandsgesetz vom 3. November 1937 

(BayBSErgB S. 7) wird wie folgt geändert: 
§ 52 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die höhere Verwaltungsbehörde (Regierung) 
kann im Benehmen mit den beteiligten Gemeinden 
den Auftrag für mehrere Gemeinden einer von ihnen, 
einem Zusammenschluß von Gemeinden oder dem 
Landratsamt als Staatsbehörde erteilen. Sie kann 
eine Gemeinde in mehrere Standesamtsbezirke auf­
teilen." 

§2 
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli in Kraft. 

München, den 24. Juni 1969 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. G o p p e 1 

Gesetz 
über die Aufhebung von Amtsgerichten 

und die Änderung von Amtsgerichtsbezirken 
Vom 24. Juni 1969 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 
(1) Es werden aufgehoben die Amtsgerichte Haag i. 

OB, Hemau, Hengersberg Immenstadt i. Allgäu, 
Neumarkt-Sankt Veit, Roth b. Nürnberg, Türkheim, 
Weiler-Lindenberg und Weißenhorn. 

(2) Es werden zugelegt: 
1. der Amtsgerichtsbezirk Haag i. OB dem Amtsge­

richt Wasserburg a. Inn, 
2. der Amtsgerichtsbezirk Hemau dem Amtsgericht 

Parsberg, 
3. der Amtsgerichtsbezirk Hengersberg dem Amtsge­

richt Deggendorf, 
4. der Amtsgerichtsbezirk Immenstadt i. Allgäu dem 

Amtsgericht Sonthofen, 

5. der Amtsgerichtsbezirk Neumarkt-Sankt Veit dem 
Amtsgericht Mühldorf a. Inn, 

6. der Amtsgerichtsbezirk Roth b. Nürnberg dem 
Amtsgericht Schwabach, 

7. der Amtsgerichtsbezirk Türkheim dem Amtsge­
richt Mindelheim, 

8. der Amtsgerichtsbezirk Weiler-Lindenberg dem 
Amtsgericht Lindau (Bodensee), 

9. der Amtsgerichtsbezirk Weißenhorn dem Amtsge­
richt Neu-Ulm. 

Art. 2 
Ferner werden zugelegt 

1. aus dem Amtsgerichtsbezirk Bayreuth 
a) die Gemeinden 

Gössenreuth Marktschorgast 
Himmelkron Wasserknoden 
Lanzendorf Ziegenburg 
und das gemeindefreie Gebiet Himmelkroner 
Forst 
dem Amtsgericht Kulmbach, 

b) die Gemeinden 
Falls Streitau 
Gefrees Walpenreuth 
Kornbach Witzleshofen 
Lützenreuth Zettlitz 
Metzlersreuth 
dem Amtsgericht Münchberg; 

2. aus dem Amtsgerichtsbezirk Gunzenhausen 
die Gemeinden 
Altentrüdingen Irsingen 
Ammeibruch Kleinlellenfeld 
Aufkirchen Königshofen a. d. Heide 
Beyerberg Kröttenbach 
Burk Lentersheim 
Dambach Oberkemmathen 
Dennenlohe Obermögersheim 
Ehingen Oberschwaningen 
Fürnheim Reichenbach 
Geilsheim Röckingen 
Gerolfingen Schobdach 
Großlellenfeld Unterschwaningen 
Grub Wassert rüdingen 
Heinersdorf 
und die gemeindefrei en Gebiete 
Burker Wald Heide 
dem Amtsgericht Dir kelsbühl; 

. aus dem Amtsgerichtsbezirk Weiden i. d. OPf. 
die Gemeinden 
Adlholz Massenricht 
Ehenfeld Schlicht 
Freihung Seugast 
Gressenwöhr Sigl 
Großschönbrunn Sigras 
Hahnbach Süß 
Iber Thansüß 
Irlbach Vielseck 
Kürmreuth Weißenburg 
Langenbruck 
und die gemeindefreien Gebiete 
Forstlohe Langenbruck 
Gunzlohe Röthelweiher 
Heißing-Bärenschlag 
dem Amtsgericht Amberg. 

Art. 3 
Das Staatsministerium der Justiz wird ermächtigt, 

das Gesetz über die Bestimmung der Sitze der or­
dentlichen Gerichte und die Einteilung der Gerichts­
bezirke vom 17. November 1956 (BayBS III S. 7) unter 
Berücksichtigung der zwischenzeitlichen Änderungen 
mit neuem Datum bekanntzumachen. 

Art. 4 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 

München, den 24. Juni 1969 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. G o p p e 1 
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G e s e t z 
z u r Ä n d e r u n g d e s B a y e r i s c h e n 

B e g a b t e n f ö r d e r u n g s g e s e t z e s 

Vom 24. Juni 1969 

Der L a n d t a g des Fre is taa tes Bayern ha t das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats h ie rmi t bekanntgemacht wird : 

§ 1 

Art. 10 Abs. 1 des Bayerischen Begabtenförderungs­
gesetzes vom 12. Jul i 1966 (GVBl. S. 230) erhält fol­
gende Fassung : 

„(1) S tuden ten an den in Art . 2 Abs. 1 Nr. 3 dieses 
Gesetzes genannten Hochschulen, die in Bayern die 
Hochschulreife erworben haben, erhal ten ein mo­
natl iches St ipendium, wenn sie 

1, in den wissenschaftlichen Fächern im Jahresfor t ­
gang der Oberklasse von Gymnasien einen No­
tendurchschni t t von mindestens 1,60 und in den 
schriftlichen Arbei ten der Reifeprüfung einen 
Notendurchschni t t von mindestens 1,75 erreicht 
und dabei keine Note schlechter als 2 erhal ten 
h a b e n oder 

2. eine von den Minister ialbeauftragten für die 
Gymnas ien in den Regierungsbezirken verans ta l ­
te te Sonderprüfung bestanden haben, zu der zu­
gelassen wird, wer 

a) die Notendurchschnit te nach Nr. 1 erreicht und 
dabei nu r einmal die Note 3, sonst aber keine 
Note schlechter als 2 erhal ten ha t oder 

b) in den wissenschaftlichen Fächern im J a h r e s ­
for tgang der Oberklasse an s te l l e des Noten­
durchschnit ts von mindestens 1,60 n u r einen 
Notendurchschni t t von mindes tens 1,80 er ­
reicht ha t und die übrigen Voraussetzungen 
in Nr. 1 erfüllt. 

Das S t ipendium erhal ten ferner Studierende, wel ­
che die Prüfung für die Zulassung zum Hochschul­
s tud ium ohne Reifezeugnis (Begabtenprüfung) mit 
Auszeichnung bestanden haben." 

§ 2 

Dieses Gesetz ist dringlich; es t r i t t mit Wirkung 
vom 1. Mai 1969 in Kraft . 
München, den 24. J u n i 1969 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. h. c. G o p p e 1 

Gesetz 
zur Änderung des Kostengesetzes 

Vom 24. Juni 1969 

§ 1 
Das Kostengesetz — K G — vom 17. Dezember 1956 

(BayBS I I I S. 442), geänder t durch Art . 1 Abs. 3 des 
Gesetzes zur Über t ragung staatl icher Kassengeschäfte 
auf die Landkre i se vom 22. J a n u a r 1960 (GVBl. S. 2), 
durch Ar t . 17 des Gesetzes zur Ausführung der Ver ­
wal tungsger ich t sordnung — AGVwGO — vom 28. No­
v e m b e r 1960 (GVBl. S. 266), durch Art. 62 des Gesetzes 
übe r die k o m m u n a l e Zusammenarbe i t — KommZG 
— vom 12. Ju l i 1966 (GVBl. S. 218, ber. S. 314) und 
durch § G des Gesetzes zur Über le i tung der Hauswi r t ­
schaft des Freis taates Bayern in eine mehr jähr ige 
F i n a n z p l a n u n g — Bayerisches Finanzplanungsgesetz 
1967 — vom 8. Februa r 1968 (GVBl. S. 19), wird wie 
folgt geände r t und ergänzt : 

1. Art. 1 wird wie folgt geänder t : 
a) Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„sie fließen den Gemeinden, Landkreisen, Be­
zirken, Zweckverbänden oder sonstigen kom­
munalen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zu, soweit sie für deren Amtshand lun ­
gen im über t r agenen Wirkungskre is erhoben 
werden." 

b) Abs. 2 Satz 2 erhäl t folgende Fassung: 
„Soweit Körperschaften des öffentlichen Rechts 
oder andere Personen den Aufwand für A m t s ­
handlungen im Bereich der ihnen über t ragenen 
Aufgaben oder für Amtshand lungen von 
Staa tsbehörden ganz oder zum Teil t ragen, b e ­
s t immt das S taa tsminis te r ium der Finanzen im 
Einvernehmen mit dem betei l igten S taa t smin i ­
s te r ium durch Rechtsverordnung, daß ihnen die 
Kosten ganz oder zum Teil zufließen oder über 
lassen werden." 

2. Art. 2 wird wie folgt geänder t : 
a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Im Rechts­

mi t te lverfahren" durch die Worte „In Rechts­
behelfsverfahren" ersetzt. 

b) Hinter Abs. 1 Satz 2 wird folgender neue Satz 3 
angefügt: 
„In s trei tentscheidenden Verfahren ist neben 
dem Veranlasser Kostenschuldner auch der ­
jenige, dem die Kosten auferlegt werden." 

c) Abs. 3 erhäl t folgende Fassung: 
„(3) Auslagen im Sinne des Art . 13 Abs. 1, die 

durch unbegründe te Einwendungen eines Be­
teiligten oder durch Verschulden eines Betei­
ligten oder eines Dri t ten en t s tanden sind, kön­
nen diesem auferlegt werden." 

3. Art. 3 wird wie folgt geänder t : 
a) Abs. 1 Nr. 1 erhäl t folgende Fassung: 

„1. Maßnahmen der Rechts- und Fachaufsicht 
gegenüber öffentlich-rechtlichen Körper­
schaften und Ansta l ten;" 

b) In Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „sonstige" ge­
strichen. 

c) Abs. 1 Nr. 3 erhäl t folgende Fassung: 
„3. Auskünfte einfacher Art ;" 

d) Abs. 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 
„5. die Anforderung von Kosten, Kostenvor­

schüssen, Benutzungsgebühren und Bei t rä­
gen sowie die Festsetzung von Entschädi­
gungen im Sinne des Art. 25 Abs. 1 Nr. 2;" 

e) Abs. 1 Nr. 8 erhäl t folgende Fassung: 
„8. Amtshandlungen, die in beamtenrechtl ichen 

Angelegenheiten außerha lb des ve rwa l ­
tungsgerichtlichen Verfahrens vorgenom­
men werden;" 

f) Nach Abs. 1 Nr. 9 wird ein St r ichpunkt gesetzt. 
Es werden folgende Nrn. 10,11 und 12 angefügt: 
„10. Amtshandlungen , die von der Polizei zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben nach Art. 2 und 
3 des Polizeiaufgabengesetzes vorgenom­
men werden, soweit nichts anderes b e ­
s t immt ist; sind diese Amtshandlungen 
von einem Beteil igten bean t r ag t oder sonst 
ve ran laß t und werden sie nicht übe rwie ­
gend im öffentlichen Interesse vorgenom­
men, dann sind von dem Beteiligten Ko­
sten zu erheben, soweit dies der Billigkeit 
nicht widerspricht ; 

11. die Entscheidung über Gegenvors te l lun­
gen, Aufsichtsbeschwerden, Dienstauf­
sichtsbeschwerden und Pet i t ionen; 

12. für Amtshand lungen in wahlrechtl ichen 
Angelegenheiten." 

Der L a n d t a g des Freis taates Bayern h a t ' d a s fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats h ie rmi t bekanntgemacht wird : 
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g) Dem Abs. 1 wird folgender neue Abs. 2 an­
gefügt: 

„(2) Soweit in Abs. 1 oder in anderen Rechts­
vorschriften nichts anderes bestimmt ist, wird 
das Rechtsbehelfsverfahren von der Kosten­
freiheit nicht erfaßt." 

h) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und erhält 
folgende Fassung: 

„(3) Auch bei Kostenfreiheit nach Abs. 1 kön­
nen Auslagen im Sinne des Art. 13 Abs. 1, die 
durch unbegründete Einwendungen eines Be­
teiligten oder durch Verschulden eines Betei­
ligten oder Dritten entstanden sind, diesem 
auferlegt werden." 

4. Art. 4 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Von der Zahlung der Gebühren sind be­
freit die Bundesrepublik Deutschland, der Frei­
staat Bayern, die bayerischen Gemeinden, Land­
kreise, Bezirke, Zweckverbände und die son­
stigen bayerischen kommunalen Körperschaf­
ten des öffentlichen Rechts sowie die nach den 
Haushaltsplänen dieser Körperschaften für 
ihre Rechnung verwalteten öffentlichen Kör­
perschaften, Stiftungen, Anstalten und Kassen, 
soweit sie nicht berechtigt sind, die Gebühr 
einem Dritten aufzuerlegen. Nicht befreit sind 
die Sondervermögen, die kaufmännisch einge­
richteten Betriebe (§ 15 der Reichshaushalts­
ordnung vom 31. Dezember 1922 — RGBl. 1923 
II S. 17 —) und die betriebswirtschaftlichen 
Unternehmen oder Einrichtungen (§ 58 Abs. 3 
der Wirtschaftsbestimmungen für die Reichs­
behörden vom 11. Februar 1929 — RMB1. 
S. 49 —) der Bundesrepublik Deutschland und 
des Freistaates Bayern sowie die wirtschaft­
lichen Unternehmen im Sinne der Art. 80 Ge­
meindeordnung, 68 Landkreisordnung und 66 
Bezirksordnung, die Deutsche Bundespost und 
die Deusche Bundesbahn." 

b) Es wird folgender neue Abs. 2 eingefügt: 
„(2) Von der Zahlung der Kosten sind befreit 

ausländische Staaten und ausländische Angehö­
rige diplomatischer oder berufskonsularischer 
Vertretungen ausländischer Staaten in der 
Bundesrepublik Deutschland, wenn sie dem 
Entsendestaat angehören und außerhalb ihres 
Amtes in der Bundesrepublik Deutschland 
keine Erwerbstätigkeit ausüben." 

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

5. Art. 6 erhält folgende Fassung: 
„(1) Die Höhe der Gebühren bemißt sich nach 

einem Kostenverzeichnis. Für Amtshandlungen, 
die nicht im Kostenverzeichnis enthalten sind, 
wird eine Gebühr erhoben, die nach im Kosten­
verzeichnis bewerteten vergleichbaren Amtshand­
lungen zu bemessen ist. Fehlt eine vergleichbare 
Amtshandlung, so wird eine Gebühr von 1—50 000 
DM erhoben. 

(2) Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, im Benehmen mit den beteiligten Staats­
ministerien durch Rechtsverordnung das Kosten­
verzeichnis zu erlassen. Die Höhe der Gebühren ist 
nach dem Verwaltungsaufwand der an der Amts­
handlung beteiligten Behörden und Stellen, nach 
der Bedeutung der Angelegenheit für die Beteilig­
ten und nach deren allgemeinen wirtschaftlichen 
Verhältnissen zu bemessen. Die Mindestgebühr 
beträgt 1 DM, die Höchstgebühr 50 000 DM; bei 
Wertgebühren kann die Höchstgrenze überschrit­
ten werden. Wertgebühren können für Amtshand­
lungen vorgesehen werden, bei denen der Verwal-
tungsaufwand oder die Bedeutung der Angelegen­
heit maßgeblich vom Wert des Gegenstandes der 
Amtshandlung bestimmt werden. Mehrere Amts­

handlungen innerhalb eines Verfahrens können 
mit einer Gebühr bewertet werden. 

(3) Wertgebühren sind Gebühren, deren Höhe 
nach dem Wert des Gegenstandes der Amtshandlung 
(Gegenstandswert) zu berechnen ist. Dieser Wert 
kann durch einen Geldbetrag oder durch eine an­
dere geeignete Bemessungsgrundlage bestimmt 
werden. Die Höhe der Gebühr kann sich aus einem 
Prozent — oder Promillesatz dieses Wertes oder 
aus einem festen, auf den Wert bezogenen Betrag 
ergeben." 

6. In Art. 8 werden nach dem Wort „Verwaltungs­
aufwand" die Worte „der beteiligten Behörden 
und Stellen" eingefügt. 

7. Art. 9 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Mehrere Amtshandlungen innerhalb eines 
Verfahrens können durch eine Gebühr abge­
golten werden, wenn keine dieser Amtshand­
lungen im Kostenverzeichnis oder in einer an­
deren Vorschrift bewertet ist." 

b) Es werden folgende neue Absätze 3 und 4 an­
gefügt: 

„(3) Amtshandlungen, die mit der Inanspruch­
nahme von staatlichen öffentlichen Einrichtun­
gen in engem Zusammenhang stehen, können 
mit der Benutzungsgebühr abgegolten werden. 

(4) Der Gesamtbetrag der jeweils angesetzten 
Kosten ist auf volle zehn Deutsche Pfennig 
aufzurunden." 

8. Art. 10 erhält folgende Fassung: 
„(1) Bei Ablehnung eines Antrages kann die für 

die beantragte Amtshandlung festzusetzende Ge­
bühr bis auf ein Viertel ermäßigt werden; Wert­
gebühren können bis auf ein Zehntel ermäßigt 
werden. Erfordert die Ablehnung der Amtshand­
lung einen unverhältnismäßig hohen Verwal­
tungsaufwand, so kann die Gebühr bis zum dop­
pelten Betrag der für die beantragte Amtshand­
lung festzusetzenden Gebühr erhöht werden. Wird 
ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt, so 
kann die Gebühr bis auf 1 DM ermäßigt oder er­
lassen werden. 

(2) Wird ein Antrag zurückgenommen oder er­
ledigt er sich auf andere Weise, bevor die Amts­
handlung beendet ist, so sind eine Gebühr von 
einem Zehntel bis zur Hälfte der für die bean­
tragte Amtshandlung festzusetzenden Gebühr je 
nach dem Fortgang der Sachbehandlung, minde­
stens jedoch 1 DM, und die Auslagen zu erheben." 

9. Art. 11 erhält folgende Fassung: 
„Art. 11 

(1) Die Gebühr beträgt im Rechtsbehelfsverfah­
ren das Eineinhalbfache der vollen Amtshand­
lungsgebühr. Ist für die Amtshandlung eine Ge­
bühr nicht angefallen oder wurde keine Amts­
handlung vorgenommen, so beträgt die Gebühr 
das Eineinhalbfache der Gebühr, die sonst für die 
Amtshandlung oder für ein erstinstanzielles Ver­
fahren nach Art. 6 und 8 angefallen wäre. Ist die 
Amtshandlung nur teilweise angefochten, so ver­
ringert sich die Gebühr entsprechend. Art. 10 
Abs. 1 findet entsprechende Anwendung, und zwar 
auch in den Fällen des Art. 16 Abs. 1 Satz 3 des 
Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsge­
richtsordnung. Die Mindestgebühr beträgt 10 DM. 

(2) Wird ein Rechtsbehelf zurückgenommen oder 
erledigt er sich auf andere Weise, so wird eine 
Gebühr von einem Zehntel bis zur Hälfte der nach 
Abs. 1 festzusetzenden Gebühr je nach dem Fort­
gang des Verfahrens erhoben. 

(3) Hat ein Rechtsbehelf Erfolg, so werden keine 
Kosten, hat er zum Teil Erfolg, so werden ent­
sprechend ermäßigte Kosten erhoben. Unberührt 
bleibt jedoch die Erhebung der für eine Amts-
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handlung vorgeschriebenen Kosten, wenn diese 
auf einen Rechtsbehelf hin vorgenommen wird, 
sowie die Erhebung von Kosten im Falle des 
Art. 16 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung." 

10. In Art. 12 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Zahl 
„0,50" durch die Zahl „1" ersetzt. 

11. Art. 13 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) In Abs. 1 werden die Worte „An sonstigen Aus­

lagen werden" durch die Worte „An Auslagen 
der an der Amtshandlung beteiligten Behörden 
und Stellen werden" ersetzt. 

b) Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 
„2. Fernsprechgebühren im Femverkehr, Tele­

gramm- und Fernschreibgebühren, Postge­
bühren für Postzustellungsaufträge sowie 
für Einschreibe- und Nachnahmeverfahren; 
wird durch Behördenangehörige förmlich 
oder unter Einhebung von Geldbeträgen zu­
gestellt, so ist derjenige Betrag zu erheben, 
der bei der förmlichen Zustellung durch die 
Post oder bei Erhebung im Nachnahmever­
fahren entstanden wäre;" 

c) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Auslagen im Sinne des Abs. 1 werden auch 

dann erhoben, wenn die kostenerhebende Be­
hörde aus Gründen der Gegenseitigkeit, der 
Verwaltungsvereinfachung oder aus ähnlichen 
Gründen an die anderen Behörden, Einrichtun­
gen oder Personen Zahlungen nicht zu leisten 
hat." 

d) Folgender neue Abs. 3 wird angefügt: 
„(3) Sind nach Sondervorschriften Auslagen 

ohne Angabe ihrer Art zu erheben, so gilt 
Abs. 1 entsprechend." 

12. Art. 14 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Die Kosten werden mit der Beendigung der ko­
stenpflichtigen Amtshandlung, in den Fällen des 
Art. 6 Abs. 2 Satz 5 und des Art. 9 Abs. 2 mit der 
Beendigung der letzten gebührenpflichtigen Amts­
handlung, in den Fällen des Art. 10 Abs. 2 und des 
Art. 11 Abs. 2 mit der Zurücknahme oder Erledi­
gung des Antrags oder Rechtsbehelfs fällig." 

13. Art. 15 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Behörde kann eine Amtshandlung, die 
auf Antrag vorgenommen wird, von der Zah­
lung eines angemessenen Kostenvorschusses 
abhängig machen. Dem Antragsteller ist eine 
angemessene Frist zur Zahlung des Kosten­
vorschusses zu setzen. Wird der Kostenvor­
schuß nicht binnen dieser Frist eingezahlt, so 
kann die Behörde den Antrag als zurückge­
nommen behandeln; darauf ist der Antragstel­
ler bei der Anforderung des Kostenvorschusses 
hinzuweisen." 

b) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Ein Kostenvorschuß ist nicht anzufordern, 
wenn dem Antragsteller oder einem Dritten 
dadurch ein wesentlicher Nachteil entstehen 
würde oder wenn es aus sonstigen Gründen 
der Billigkeit entspricht." 

14. Art. 19 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Ist eine Amtshandlung, für die eine Gebühr nicht 
zu erheben wäre, mutwillig veranlaßt worden, so 
werden eine Gebühr von 20—2000 DM und die 
Auslagen erhoben." 

15. Art. 22 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Gemeinden, Landkreise, Bezirke, 
Zweckverbände und sonstigen kommunalen 

Körperschaften des öffentlichen Rechts kön­
nen für ihre Amtshandlungen im eigenen Wir­
kungskreis Kosten erheben, die in ihre Kassen 
fließen." 

b) In Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 werden nach dem 
Wort „Verwaltungsaufwand" die Worte „der 
an der Amtshandlung beteiligten Behörden und 
Stellen" eingefügt und das Wort „ihren" durch 
das Wort „deren" ersetzt. 

c) In Abs. 2 werden die Angabe „6 Abs. 1 Satz 2" 
durch die Angabe „6 Abs. 2 Satz 3" ersetzt und 
nach der Angabe „Art. 2, 3," die Zahl „4" und 
ein Beistrich eingefügt. 

d) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) Fehlerhafte Kostenentscheidungen kön­

nen von Amts wegen von der Kostenfestset-
. zungsbehörde bis zum Erlöschen des Kostenan­
spruchs geändert werden; die Befugnisse der 
Rechtsaufsichtsbehörden bleiben unberührt." 

16. Art. 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) In Satz 2 wird der Zusatz „in der Fassung der 

Neubekanntmachung vom 26. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 941)" gestrichen. 

b) Es wird folgender neue Satz 3 eingefügt: 
„In erstinstanziellen Verfahren vor dem 
Verwaltungsgerichtshof wird der eineinhalb­
fache Satz der vollen Gebühr (§ 25 des Ge­
richtskostengesetzes) erhoben." 

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

17. Art. 24 Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung: 
„Dem Antragsteller kann durch Gerichtsbeschluß 
die Zahlung eines angemessenen Gerichtskosten­
vorschusses innerhalb einer angemessenen Frist 
auferlegt werden;" 

13. Der Dritte Abschnitt erhält folgende Überschrift: 
„Benutzungsgebühren, Entschädigungen und Bei­
träge". 

19. Art. 25 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soweit nicht besondere Vorschriften ent­
gegenstehen, können die zuständigen Staats­
ministerien im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium der Finanzen Rechtsverordnungen 
erlassen: 
1. Über die Gebühren und Auslagen für die In­

anspruchnahme einer staatlichen öffentlichen 
Einrichtung (Benutzungsgebühren). Schuld­
ner der Benutzungsgebühren ist, wer die 
Einrichtung in Anspruch nimmt; in den 
Rechtsverordnungen kann bestimmt werden, 
daß auch derjenige schuldet, in dessen Inter­
esse die Inanspruchnahme erfolgt, und der­
jenige, der die Schuld gegenüber der Einrich­
tung schriftlich übernimmt. Mehrere Schuld­
ner haften als Gesamtschuldner. Die Höhe 
der Gebühren ist nach dem Aufwand der in 
Anspruch genommenen Einrichtung und nach 
der Bedeutung der Leistung für den Benut­
zer zu bemessen. In den Rechtsverordnungen 
kann bestimmt werden, daß Behörden des 
Freistaates Bayern Benutzungsgebühren 
nicht in Rechnung gestellt werden. 

2. Über die angemessene Entschädigung der in 
Verwaltungssachen oder in sonstigen öffent­
lichen Angelegenheiten tätigen Personen (z. 
B. der Zeugen, der Sachverständigen, der 
Prüfer). 

Sind alle Staatsministerien zuständig, so wird 
die Rechtsverordnung durch die Staatsregie­
rung erlassen." 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Gebühren und Auslagen im Sinne des 

Abs. 1 Nr. 1 und Sachverständigenentschädigun-
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gen im S inne des Abs. 1 Nr. 2 w e r d e n nicht e r ­
hoben , soweit bayer i sche Gemeinden , L a n d ­
kreise , Bezi rke , Z w e c k v e r b ä n d e oder sonstige 
bayer i sche k o m m u n a l e Körperschaf ten des öf­
fent l ichen Rechts bei de r W a h r n e h m u n g von 
Aufgaben im ü b e r t r a g e n e n W i r k u n g s k r e i s oder 
bayer i sche L a n d r a t s ä m t e r bei de r W a h r n e h ­
m u n g v o n S t aa t s au fgaben s taa t l iche öffentliche 
E in r i ch tungen in Ansp ruch n e h m e n u n d nicht 
berecht ig t sind, die G e b ü h r e n und Auslagen 
oder die Sachve r s t änd igenen t schäd igung e i ­
n e m Dr i t t en aufzuer legen oder sie von einem 
Dr i t t en nicht e inziehen können . " 

20. Nach Ar t . 25 w e r d e n folgende neue Ar t . 25a und 
Ar t . 25 b eingefügt : 

„Art . 25 a 

(1) F ü r die Beschaffung u n d U n t e r h a l t u n g schu­
lischer E in r i ch tungen a n s taa t l ichen Schulen kön ­
nen, u n a b h ä n g i g von der ta tsächl ichen Benu tzung 
der E inr ich tung , von j edem, d e m die Einr ich tung 
besonde re Vorte i le bietet , Be i t r äge e rhoben w e r ­
den. Das Gesetz ü b e r die Schulgeldfreihei t bleibt 
u n b e r ü h r t . 

(2) Die Be i t r äge dü r fen höchstens so bemessen 
sein, d a ß die e inmal igen u n d laufenden Aufwen­
dungen für die E in r i ch tung gedeckt w e r d e n kön­
nen. S ind die Vortei le , die den Be i t ragsschu ldnern 
a u s de r E in r i ch tung e rwachsen können , verschie­
den groß, so ist das durch en t sp rechende Abs tu ­
fung de r A b g a b e n h ö h e zu berücksicht igen. 

(3) Die Be i t r äge w e r d e n auf G r u n d von Rechts­
v e r o r d n u n g e n e rhoben , die von den zuständigen 
S t aa t smin i s t e r i en im E i n v e r n e h m e n mit dem 
S t a a t s m i n i s t e r i u m de r F inanzen zu er lassen sind. 

Ar t . 25 b 

(1) F ü r die Bere i t s te l lung von Einr ich tungen, die 
in den S t a a t s b ä d e r n zu Kurzwecken un te rha l t en 
w e r d e n , k a n n auf G r u n d e iner K u r t a x o r d n u n g 
e ine K u r t a x e zuguns ten der S t a a t s b ä d e r erhoben 
we rden . Ar t . 25 a Abs. 2 gilt en tsprechend 

(2) Schu ldne r de r K u r t a x e ist, w e r im K u r b e ­
zirk U n t e r k u n f t n i m m t oder Kure in r i ch tungen 
oder -Verans ta l tungen der S t a a t s b ä d e r in A n ­
spruch n i m m t , ohne dor t seinen Wohnsi tz oder 
s t änd igen Aufen tha l t zu haben . Die K u r t a x e wird 
von Personen , die sich nachweisl ich ausschließlich 
zu a n d e r e n als zu K u r - oder Erholungszwecken im 
Kurbez i rk aufha l ten , nicht e rhoben . 

(3) Die K u r t a x o r d n u n g e n für die einzelnen 
S t a a t s b ä d e r e r läß t das S t a a t s m i n i s t e r i u m der F i ­
nanzen als Rech t sve ro rdnungen . Die K u r t a x o r d ­
n u n g e n h a b e n insbesondere die Fes t l egung der 
Kurbez i rke , die H ö h e de r K u r t a x e n , den Kreis 
der Abgabepfl icht igen und das E n t s t e h e n der A b ­
gabeschuld zu b e s t i m m e n . Sie k ö n n e n auch n ä h e r e 
B e s t i m m u n g e n ü b e r völlige oder te i lweise Befrei ­
ungen von der Abgabepfl icht aus sozialen oder 
sonst igen wicht igen G r ü n d e n u n d ü b e r die E r h e ­
b u n g u n d V e r w e n d u n g der K u r t a x e n sowie Durch­
führungsvorschr i f ten en tha l t en . Es k a n n fe rner 
b e s t i m m t w e r d e n , d a ß die Vermie t e r von Un te r ­
künf ten , R e i s e u n t e r n e h m e r von Gesel lschaftsrei­
sen u n d I n h a b e r von K u r m i t t e l a n s t a l t e n zur Mel­
d u n g von K u r g ä s t e n und zur E i n h e b u n g und A b ­
führung der K u r t a x e verpf l ichte t sind und neben 
dem Schu ldne r als Gesamtschu ldne r für die Zah­
lung der K u r t a x e haf ten. 

(4) Mit e ine r G e l d b u ß e k a n n belegt we rden , wer 
vorsätzl ich oder le ichtfer t ig 
1. b e w i r k t oder zu b e w i r k e n versucht , daß K u r ­

t a x e i n n a h m e n v e r k ü r z t w e r d e n (Verkürzung) , 
2. Vorschrif ten zu r S icherung oder Er le ich te rung 

der K u r t a x e r h e b u n g — insbesondere zur A n ­
m e l d u n g oder Anzeige von Tatsachen , zur F ü h ­
rung von Aufzeichnungen oder Nachweisen — 

oder zur E i n h e b u n g u n d A b f ü h r u n g de r K u r ­
t a x e z u w i d e r h a n d e l t (Gefährdung) . 

Die Ge ldbuße k a n n bei de r vorsä tz l ichen V e r k ü r ­
zung der K u r t a x e bis zu 10 000 DM, be i der le icht­
fer t igen V e r k ü r z u n g bis zu 5000 DM u n d be i der 
G e f ä h r d u n g bis zu 1000 DM be t r agen . Die V e r ­
folgung der O r d n u n g s w i d r i g k e i t e n v e r j ä h r t in 
zwei J a h r e n . " 

21. Ar t . 26 Abs. 2 Sa tz 2 e r h ä l t folgende F a s s u n g : 
„Es k a n n bes t immen , daß die von s taa t l ichen B e ­
h ö r d e n oder E in r i ch tungen zu e r h e b e n d e n Kos ten 
u n d B e n u t z u n g s g e b ü h r e n in K o s t e n m a r k e n e n t ­
r ichte t w e r d e n . " 

22. In Ar t . 30 Abs. 2 Nr. 1 w e r d e n die Wor te „mit A u s ­
n a h m e des Ar t . 179" gestr ichen. 

§ 2 
(1) Dieses Gesetz t r i t t a m 1. Ju l i 1969 in Kraf t . 
(2) Gleichzeit ig t r e t en a u ß e r Kra f t : 

a) Ar t . 179 des Kostengese tzes vom 21. Augus t 1914 
(GVB1. S. 437) in der F a s s u n g v o m 16. F e b r u a r 
1921 (GVB1. S. 134); K u r t a x o r d n u n g e n , d ie auf 
G r u n d dieses Ar t ike l s e r l a ssen sind, b le iben bis 
zum E r l a ß neue r K u r t a x o r d n u n g e n in K r a f t ; 

b) Ar t . 7 Abs. 3 des Gesetzes übe r die Wahl der B e ­
z i rks tage (Bezirkswahlgesetz) vom 11. Augus t 1954 
(BayBS I S. 540) i. d. F . der B e k a n n t m a c h u n g vom 
5. S e p t e m b e r 1958 (GVB1. S. 234), geänder t durch 
§ 6 des Gesetzes vom 28. N o v e m b e r 1959 (GVB1. 
S. 257), § 2 des Gesetzes vom 25. Mai 1966 (GVB1. 
S. 183) u n d Ar t . 15 und 18 Abs. 1 des Rechtss te l ­
lungsgesetzes vom 23. J u n i 1966 (GVB1. S. 195); 

c) Ar t . 98 des Gesetzes übe r L a n d t a g s w a h l , Volks­
begehren u n d Volksentscheid (Landeswahlgesetz) 
vom 11. Augus t 1954 (BayBS I S. 55) i. d. F . der 
B e k a n n t m a c h u n g vom 14. Apr i l 1968 (GVB1. S. 81); 

d) § 16 des Waffengesetzes vom 19. März 1938 (RGBl. 
I S. 265); 

e) Art . 5 Abs. 2 und Art . 32 des St i f tungsgesetzes 
vom 26. N o v e m b e r 1954 (BayBS II S. 661), geänder t 
durch Art . 109 Abs. 1 Nr. 22 der Bayer ischen Bau ­
o r d n u n g vom 1. Augus t 1962 (GVB1. S. 179); 

f) § 3 des Gesetzes übe r den Fischereischein vom 
19. Apri l 1939 (RGBl. I S. 795); 

g) § 6 der V e r o r d n u n g übe r die Bakter iologischen 
Un te r suchungsans t a l t en vom 31. Augus t 1910 
(BayBS II S. 111); 

h) § 8 der V e r o r d n u n g übe r die Veter inärpol izei l iche 
Ans ta l t vom 5. J u n i 1913 (BayBS II S. 242); 

i) § 5 der V e r o r d n u n g ü b e r die E r r i ch tung e iner Ve­
t e r i n ä r u n t e r s u c h u n g s a n s t a l t in N ü r n b e r g vom 
24. Augus t 1938 (BayBS II S. 242); 

k) § 11 de r Ve ro rdnung , Un te r suchungsans t a l t en für 
N a h r u n g s - und Genußmi t t e l betreffend vom 
27. J a n u a r 1884 (BayBS II S. 379). 

(3) Fo lgende Vorschrif ten w e r d e n geänder t : 
a) Dem Art . 16 Abs . 3 des Gesetzes zur Ausführung 

der Ve rwa l tungsge r i ch t so rdnung vom 28. Novem­
be r 1960 (GVB1. S. 266) wi rd folgender Satz 3 an ­
gefügt : 
„Die Behörde , welche übe r die Kosten entschei­
det, setzt auf A n t r a g des Erstat tungsberecht ic j ten 
die H ö h e de r no twend igen Aufwendungen fest." 

b) Das St i f tungsgesetz vom 26. November 1954 
(BayBS II S. 661), g e ä n d e r t durch Ar t . 109 Abs. 1 
Nr. 22 der Bayer ischen B a u o r d n u n g vom 1. A u ­
gus t 1962 (GVB1. S 179). w i rd wie folgt geänder t : 
aa) Nach Ar t . 48 wi rd folgender neue Art . 49 ein­

gefügt: 
„Art . 49 

Mit A u s n a h m e der Rechnungsp rü fung (Art. 
28) und der En t sche idung nach Ar t . 14 sind die 
M a ß n a h m e n nach d iesem Gesetz kostenfrei ." 

bb) Der b isher ige Art . 49 w i r d Art . 50 und der 
b isher ige Art . 50 wi rd Ar t . 51. 
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c) Das Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der 
Polizei in Bayern (Polizeiaufgabengesetz — PAG) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. April 1963 
(GVB1. S. 95, ber. S. 120), zuletzt geändert durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Landesstraf-
und Verordnungsgesetzes vom 25. Oktober 1966 
(GVB1. S. 323), wird wie folgt geändert: 
In Art. 58 wird folgender neue Satz 2 angefügt: 
„Die Vorschriften des Kostengesetzes bleiben un­
berührt." 

d) Das Gesetz zur Förderung der Tierzucht in Bayern 
(Tierzuchtgesetz) vom 14. Juni 1949 (BayBS IV 
S. 419) wird wie folgt geändert: 
Die Nrn. 1 und 2 der Gebührenordnung zum Tier-
zuchtgesetz erhalten folgende Fassung: 

K ö r g e b ü h r 

DM 

Deck­
erlaubnis­

gebühr 
DM 

Besamungs­
erlaubnis­

gebühr 
DM 

1. Bei e r s tma l ige r 
K ö r u n g 
Hengs te 
Bul len 

15 — 
4 — 

12,— 
8 — 80 — 

Eber 3 — 4,— 40,— 
Schafböcke 1 — 1,50 — 
Ziegenböcke —,50 1 — — 

2. Bei wiederholten Körungen ist lediglich die Ge­
bühr für die Erneuerung der Deck- bzw. Besa­
mungserlaubnis zu entrichten." 

(4) Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, den Wortlaut des Kostengesetzes in der 
Fassung dieses Änderungsgesetzes neu bekanntzu­
machen. 

München, den 24. Juni 1969 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. G o p p e l 

Gesetz 
zur Änderung grunderwerbsteucrl icher Vor­

schriften 
Vom 24. Juni 1969 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Das Grunderwerbsteuergesetz vom 29. März 1940 
(RGBl. I S. 585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Juli 1965 (GVB1. S. 201), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) In Abs. 3 erhält Ziff. 1 folgende Fassung: 

„1. ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf 
Übertragung eines oder mehrerer Anteile der 
Gesellschaft begründet, wenn durch die 
Übertragung alle Anteile der Gesellschaft 
vereinigt werden würden, entweder 
a) in der Hand des Erwerbers allein oder 
b) in der Hand einer natürlichen Person 

und einer Gesellschaft, deren Anteile sich 
ganz oder überwiegend in der Hand der 
natürlichen Person befinden, oder 

c) in der Hand eines Unternehmens und 
natürlicher Personen, die einzeln oder 
zusammengeschlossen dem Unternehmen 
derart eingegliedert sind, daß sie den 
Weisungen des Unternehmers zu folgen 
verpflichtet sind oder 

d) in der Hand eines Unternehmers und ju­
ristischer Personen, die nach dem Ge­
samtbild der tatsächlichen Verhältnisse 

finanziell, wirtschaftlich und organisato­
risch in sein Unternehmen e ngegliedert 
sind; das Erfordernis der finanziellen 
Eingliederung gilt als erfüllt, wenn dem 
Unternehmer mehr als 50 v. H. der An­
teile an der juristischen Person gehörer. 
oder wenn ihm mehr als 50 v. H. der 
Stimmrechte zustehen;" 

b) In Abs. 5 erhalten die Sätze 1 und 2 folgende 
Fassung: 
„Ein in den Absätzen 1, 2 und 3 bezeichneter 
Rechtsvorgang unterliegt der Steuer auch dann, 
wenn ihm ein anderer der in den Absätzen 1, 
2 und 3 bezeichneten Rechtsvorgänge voraus­
gegangen ist." 

c) Hinter Abs. 5 wird folgender neue Abs. 6 
eingefügt: 

„(6) Erwirbt ein Erbbauberechtigter das mit 
dem Erbbaurecht belastete Grundstück, so 
wird eine Steuer nur insoweit erhoben, als der 
Wert der Gegenleistung für den Erwerb des 
Grundstücks den Wert der Gegenleistung 
übersteigt, die für die Begründung oder den Er­
werb des Erbbaurechts, soweit sie auf das un­
bebaute Grundstück entfällt, der Besteuerung 
zugrundegelegt wurde. 

Voraussetzung ist, daß das Erbbaurecht beim 
Erwerb des Grundstücks gelöscht wird." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 
In Abs. 1 Ziff. 2 wird das Wort „Apothekengerech­
tigkeiten" gestrichen. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) In Ziff. 1 wird die Zahl „200" durch die Zahl 

„1000" ersetzt. 
b) In Ziff. 7 wird in Satz 3 der Punkt durch einen 

Beistrich ersetzt und folgender Satzteil ange­
fügt: 
„sofern die Aufnahme innerhalb von fünf Jah­
ren seit dem Erwerbsvorgang stattfindet." 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 
a) In Abs. 1 Ziff. 1 Buchst, c) werden hinter dem 

Wort „Eigenheim" die Worte „im Sinn des § 9 
Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes" ein­
gefügt. 

b) Hinter Abs. 1 Ziff. 1 Buchst, c) wird folgender 
neue Buchst, d) eingefügt: 
,,d) der erste Erwerb einer von einem gemein­

nützigen Bauträger geschaffenen Eigen­
tumswohnung durch eine Person, die die 
Wohnung als eigengenutzte Eigentums­
wohnung im Sinn des § 12 Abs. 1 Satz 2 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes über­
nimmt," 

c) In Abs. 1 Ziff. 1 wird der bisherige Buchst, d) 
Buchst, e) und erhält folgende Fassung: 
,,e) Der Rückerwerb und die Weiterveräuße­

rung eines Eigenheimes .(Buchst, c) oder ei­
ner eigengenutzten Eigentumswohnung 
(Buchst, d) durch den gemeinnützigen Bau­
träger, der das Eigenheim oder die eigen­
genutzte Eigentumswohnung geschaffen 
hat;" 

d) Abs. 1 Ziff. 2 erhält folgende Fassung: 
„2. beim Arbeiterwohnstättenbau: 

a) der erste Erwerb einer Arbeiterwohn­
stätte durch eine Person, die die Wohn-
stätte als Eigenheim im Sinne des § 9 
Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugeset­
zes übernimmt, 

b) der Rückerwerb und die Weiterveräuße­
rung einer von einem Arbeitnehmer ei­
nes Unternehmens übernommenen Ar-
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be i te rwohns tä t te durch den Bauträger , 
der die Arbe i te rwohns tä t te geschaffen 
hat , sofern die Arbe i te rwohns tä t te n u r 
für die Arbe i tnehmer des Un te rnehmens 
bes t immt ist, 

c) der Erwerb und die Wei te rveräußerung 
einer einem Kleinsiedler als Kleinsied­
lung zugeteilten Arbe i te rwohns tä t te 
durch den Bund, durch das Land, durch 
den mit der Schaffung der Kleinsiedler­
stelle be t rau ten Träger des Kleinsied­
lungsvorhabens oder durch die Gemein­
de (den Gemeindeverband) , der die Ver­
wa l tung der Kleinsiedlung über t ragen 
ist;" 

e) In Abs. 1 Ziff. 3 wird Buchst, a) gestrichen. 

f) In Abs. 1 Ziff. 3 Buchst, b) wi rd der Beistrich 
h inter den Worten „anerkannt wi rd" durch ei­
nen Str ichpunkt ersetzt und folgender H a l b ­
satz angefügt: 

„der Austausch unterl iegt insoweit der Steuer, 
als eine Tauschauf gäbe geleistet wird;" 

g) In Abs. 1 Ziff. 4 wird die Überschrift in „bei 
öffentlichen Straßen, Plätzen, Grünan lagen und 
Friedhöfen" geändert . 

h) In Abs. 1 Ziff. 4 Buchst, a) werden das Wort 
„und" h in te r dem Wort „Plätzen" durch einen 
Beistrich ersetzt und h in te r dem Wort „Grün­
anlagen" die Worte „sowie von Friedhöfen" an ­
gefügt. 

i) In Abs. 1 Ziff. 4 wird Buchst, c) gestrichen. 

k) In Abs. 1 Ziff. 5 werden die Worte „das Reich" 
durch die Worte „den Bund" und der Artikel 
„ein" vor dem Wort „Land" durch den Artikel 
„das" ersetzt. 

1) In Abs. 1 Ziff. 6 wird das Wort „fremden" 
durch das Wort „außerdeutschen" ersetzt und 
Satz 2 gestrichen. 

m) In Abs. 1 Ziff. 7 Buchst, a) erhal ten die Doppel­
buchst, aa) und dd) folgende Fassung: 

,,aa) für Zwecke der Wissenschaft, der Erzie­
hung, des Unterr ichts und der Verans ta l ­
t ung und Verbre i tung von Rundfunk- und 
Fernsehsendungen mit Ausnahme von 
Werbesendungen oder" 

,,dd) für Zwecke einer öffentlichen Wasserver-
sorgungs- oder Abwasseranlage oder ei­
ner öffentlichen Müllabfuhr". 

n) Nach Abs. 1 Ziff. 7 wird folgende neue Ziff. 3 
eingefügt: 

„8. beim Grunds tückserwerb aus Anlaß von Sa­
nierungen : 

a) der Zwischenerwerb eines Grundstücks 
durch eine Gemeinde oder durch einen 
von ihr beauf t ragten Sanierungs t räger 
zur Durchführung der Sanierung oder als 
Austausch- oder Ersatzland nach förm­
licher Fest legung des Sanierungsgebietes. 
Der Grunds tückserwerb unterl iegt je ­
doch mit Ablauf von 10 J a h r e n der Steu­
er, soweit das Grundstück nicht inner­
halb dieses Zei t raums wei te rveräußer t 
wird. Wird ein Grundstück innerhalb von 
vorbere i tenden Untersuchungen e rwor ­
ben, so wird die Steuer auf Ant rag er­
stat tet , soweit das Grundstück innerhalb 
von 10 J a h r e n seit der förmlichen Fest le­
gung des Sanierungsgebietes an eine nach 
Buchst, b) bezeichnete Person wei terver ­
äußert wi rd ; 

b) der Erwerb eines Grunds tücks , das e ine 
Gemeinde oder ein S a n i e r u n g s t r ä g e r 
nach der förmlichen Fes t l egung des S a ­
nierungsgebietes z u r D u r c h f ü h r u n g d e r 
Sanierung oder a ls Aus t ausch - oder E r ­
satzland e rworben ha t , durch eine P e r ­
son, die zur D u r c h f ü h r u n g der S a n i e r u n g 
Grunds tücke an die G e m e i n d e oder den 
San ie rungs t räge r übe re igne t u n d nicht 
bere i ts L a n d ode r g runds tücksg le iche 
Rechte als Ersa tz e r h a l t e n ha t . V o r a u s ­
setzung ist, daß de r W e r t des e r w o r b e n e n 
Grundstücks nicht m e h r a ls :'U des W e r ­
tes des Grunds tücks be t räg t , das d e r E r ­
werbe r zur D u r c h f ü h r u n g der S a n i e r u n g 
zur Verfügung gestel l t h a t ; dabe i ist bei 
dem zur Ver fügung geste l l ten G r u n d ­
stück von dem Wer t auszugehen , de r sich 
für das Grunds tück e rgeben w ü r d e , w e n n 
eine San ie rung w e d e r beabs icht ig t noch 
durchgeführt w o r d e n w ä r e . " 

5. § 8 erhält folgende Fas sung : 

„§ 8 

E r w e r b d u r c h B e s c h ä d i g t e 

(1) Erwi rb t ein Beschädigter im S inn des B u n ­
desversorgungsgesetzes a l le in oder gemeinschaf t ­
lich mi t seinem Ehega t t en ein G r u n d s t ü c k mit 
Hilfe einer Kapi ta labf indung, die i hm mi t Rück­
sicht auf seine Beschädigung nach diesen Vor­
schriften gewähr t wird , so w i r d die S t eue r nicht 
erhoben, soweit der für i h re Be rechnung m a ß g e ­
bende Wert (§ 10) den fünfzehnfachen Be t r ag der 
Kapitalabfindung nicht übers te ig t . 

(2) Die gleiche S t eue rve rgüns t i gung wi rd ge­
währ t , wenn der übe r l ebende E h eg a t t e e ines B e ­
schädigten oder der E h e g a t t e eines Verschol lenen 
mit Anspruch auf Rente oder Beihilfe ein G r u n d ­
stück mit Hilfe einer Kap i t a l ab f indung e rwi rb t . 
die mi t Rücksicht auf den Tod oder auf die Ver ­
schollenheit des anderen E h e g a t t e n nach den Vor­
schriften des Bundesversorgungsgese tzes gewähr t 
wird. 

(3) Die in den Absä tzen 1 und 6 bezeichnete 
Steuervergünst igung t r i t t auch ein, w e n n dem Be­
rechtigten die von ihm b e a n t r a g t e Kap i t a l ab f in ­
dung nicht zur Verfügung gestel l t w e r d e n kann , 
obwohl die Voraussetzungen h ie r für vorl iegen. 

(4) Die S teuervergüns t igung w i r d auch Versor­
gungsberechtigten gewähr t , die e ine Kap i t a l ab f in ­
dung nach Rechtsvorschrif ten e rha l t en , in denen 
die Vorschriften des Bundesversorgungsgese tzes 
über die G e w ä h r u n g e ine r Kap i t a l ab f indung für 
entsprechend a n w e n d b a r e rk l ä r t sind. 

(5) Die S teuervergüns t igung t r i t t n u r ein. w e n n 
die für die Bewill igung der Kap i t a l ab f indung zu­
ständige Behörde vers icher t , daß die in den A b ­
sätzen 1 bis 4 bezeichneten ta tsächl ichen Voraus ­
setzungen erfüllt sind." 

6. § 11 wird wie folgt geänder t : 

a) In Abs. 2 Ziff. 2 Satz 2 w i r d der P u n k t durch 
einen Str ichpunkt ersetz t u n d folgender H a l b ­
satz angefügt: 
„die Verpflichtung zur Z a h l u n g eines E r b b a u ­
zinses gilt nicht als d a u e r n d e Last ." 

b) Hinter Abs. 3 wird folgender neue Abs. 4 ein­
gefügt: 

„(4) Unverzinsliche Schulden sind mit dem 
Nennbe t rag anzusetzen; die §§ 13 und 14 des 
Bewertungsgesetzes b le iben u n b e r ü h r t . Wer t ­
sicherungsklauseln ble iben auße r Betracht ." 

c) Der bisherige Abs. 4 wi rd Abs. 5. 
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7. In § 12 Abs. 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Für Grundstücke, die sich im Zustand der Be­

bauung befinden, ist dabei ein Stichtagswert in 
entsprechender Anwendung des § 91 Abs. 2 des 
Bewertungsgesetzes zu ermitteln." 

8. § 15 wird wie folgt geändert: 
a) In Ziff. 1 wird der Strichpunkt durch einen 

Punkt ersetzt und folgender Satz angefügt: 
„Tritt infolge Nichterfüllung einer an eine 
Steuerbefreiung geknüpften Auflage eine Nach­
versteuerung ein, so kann der Veräußerer für 
die Steuer nicht in Anspruch genommen wer­
den;" 

b) In Ziff. 2 wird hinter dem Strichpunkt folgen­
der Halbsatz angefügt: 
„Ziffer 1 Satz 2 gilt entsprechend;" 

c) Ziff. 5 erhält folgende Fassung: 
„5. bei der Vereinigung aller Anteile einer Ge­

sellschaft : 

a) im Falle des § 1 Abs. 3 Ziffer 1 Buch­
stabe a): derjenige, in dessen Hand die 
Anteile vereinigt werden; 

b) in den Fällen des § 1 Abs. 3 Ziffer 1 
Buchstaben b) bis d): die mehreren Be­
teiligten." 

9. Hinter § 16 wird folgender neue § 16 a eingeführt: 

„§ 16 a 

V e r j ä h r u n g 

Die Verjährung der Ansprüche des Steuerbe­
rechtigten aus diesem Gesetz beginnt in den Fäl­
len des § 1 Absatz 1 mit Ablauf des Jahres, in dem 
der Erwerber des Grundstücks als Eigentümer in 
das Grundbuch eingetragen worden ist, in den Fäl­
len des § 1 Absätze 2 und 3 mit Ablauf des Jahres, 
in dem der Steueranspruch entstanden ist. Ist von 
den Beteiligten eine für Zwecke der Grunderwerb­
steuer vorgeschriebene Anzeige nicht oder nicht 
rechtzeitig eingegangen, so beginnt die Verjährung 
nicht vor Ablauf des Jahres, in dem das Finanz­
amt Kenntnis von dem steuerpflichtigen Vorgang 
erhalten hat, spätestens jedoch fünf Jahre nach 
Ablauf des Jahres, in dem der Steueranspruch ent­
standen ist." 

10. Die Überschrift vor § 18 sowie die §§ 18, 19, 21, 22 
und 23 werden gestrichen. 

11. Hinter § 17 wird folgender neue Abschnitt VII an­
gefügt: 

„VII. Ermächtigungen 

§ 18 

Das Bayer. Staatsministerium der Finanzen 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bayer. 
Staatsministerien des Innern und der Justiz durch 
Rechtsverordnung die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Vorschriften zu erlassen 
über 

1. die Zuständigkeit der Finanzämter 
2. die Anzeigepflicht der Behörden, Beamten, No­

tare und Beteiligten 
3. den Inhalt der Anzeigen 
4. die Empfangsbestätigung 
5. die Urkundenaushändigung durch Behörden, 

Beamte und Notare 
6. die Erteilung einer Unbedenklichkeitsbeschei­

nigung 
7. die Erteilung eines Steuerbescheids an die an 

einem Erwerbsvorgang beteiligten Personen 
8. die Abrundung der Steuer." 

§ 2 

Änderung des Gesetzes über die Grunderwerbsteuer­
befreiung für den sozialen Wohnungsbau 

Das Gesetz über die Grunderwerbsteuerbefreiung 
für den sozialen Wohnungsbau — GrESWG — vom 
11. Februar 1954 (BayBS III S. 438) in der Fassung 
der Gesetze vom 12. November 1958 (GVBl. S. 330) 
und vom 23. Juli 1965 (GVBl. S. 201) wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) In Ziff. 1 Buchst, a) und in Ziff. 2 Buchst, a) 

werden die Zahl „80" jeweils durch die Zahl 
„662/3" ersetzt. 

b) In Ziff. 3 Buchst, b) wird folgender neue Halb­
satz angefügt: 
„als Weiterveräußerung gilt auch der Über­
gang der Verwertungsbefugnis auf den Treu­
geber bei Begründung eines Treuhandverhält­
nisses;" 

c) Ziff. 3 Buchst, d) wird gestrichen. 
d) Ziff. 4 erhält folgende neue Fassung: 

„4. der erste Erwerb eines Wohngebäudes mit 
nicht mehr als 2 Wohnungen oder einer Ei­
gentumswohnung in der Rechtsform des 
Wohnungseigentums nach dem Wohnungs­
eigentumsgesetz, sofern die Wohnungen 
oder die Eigentumswohnung nach § 92 Abs. 2 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes grund-
steuerbegünstigt sind. 
Die Befreiung hat zur Voraussetzung, daß 
das Eigentum an dem Gebäude oder an der 
Eigentumswohnung spätestens binnen fünf 
Jahren nach der Bezugsfertigkeit auf den 
Erwerber übergegangen ist. Diese Voraus­
setzung gilt als erfüllt, wenn innerhalb die­
ses Zeitraums die Auflassung erklärt und 
die Umschreibung des Eigentums im Grund­
buch beantragt worden ist. 
Die Befreiungsvorschrift ist auch anzuwen­
den, wenn das Gebäude, das den Gegen­
stand des Erwerbsvorgangs bildet, sich im 
Zeitpunkt des Erwerbsgeschäfts noch im 
Zustand der Bebauung befindet;" 

e) Die Ziff. 5 erhält folgende Fassung: 
,,a) der Erwerb eines Grundstücks, auf dem 

der Erwerber bereits ein Gebäude der in 
Ziff. 1 Buchst, a) bezeichneten Art bezugs­
fertig errichtet oder mit dem Bau eines sol­
chen Gebäudes begonnen hat. Vorausset­
zung ist, daß das Grundstück innerhalb 
von fünf Jahren seit der Bezugsfertigkeit 
des Gebäudes erworben wurde, es sei denn, 
daß es sich um ein Eigenheim, eine Klein­
siedlung oder um eine eigengenutzte Eigen­
tumswohnung im Sinne des Zweiten Woh­
nungsbaugesetzes handelt. Die Vorausset­
zung gilt als erfüllt, wenn innerhalb des 
Fünfjahreszeitraums die Auflassung er­
klärt und die Umschreibung des Eigen­
tums im Grundbuch beantragt worden ist; 

b) der Erwerb eines Grundstücks, auf dem 
sich ein Gebäude befindet, das der Erwer­
ber im Wege eines Erbbaurechts oder als 
Gebäude auf fremdem Boden nach einer 
den Wohnungsbau begünstigenden Vor­
schrift steuerfrei erworben hat. Buchst, a) 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend." 

f) Hinter Ziff. 5 wird folgende neue Ziff. 6 ein­
gefügt: 
„6. der Hinzuerwerb eines Grundstücks zur 

Schaffung einer Garage oder eines Abstell­
platzes, einer fertigen Garage oder eines 
Abstellplatzes (Garagengrundstück) zu ei-
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nem Grundstück, auf dem der Erwerber 
ein Gebäude der in Ziff. 1 Buchst, a) be­
zeichneten Art bezugsfertig errichtet hat 
oder das er als Wohngebäude oder als Ei­
gentumswohnung im Sinne der Ziff. 4 über­
nommen hat (Stammgrundstück). Voraus­
setzung ist, daß das hinzuerworbene Grund­
stück zu dem Stammgrundstück in enger, 
wirtschaftlicher Verbindung steht, nach 
dem Zweiten Wohnungsbaugesetz grund­
steuerbegünstigt ist und daß der Hinzu­
erwerb innerhalb von 10 Jahren seit der 
Bezugsfertigkeit des Stammgrundstücks 
stattfindet. Wird ein unbebautes oder un­
vorbereitetes Grundstück erworben, so 
muß die Garage oder der Abstellplatz in­
nerhalb von 10 Jahren seit dem Erwerb des 
unbebauten Grundstücks errichtet werden. 
Wird der Erwerb des Stammgrundstücks 
nachträglich steuerpflichtig (Art. 4 Abs. 1), 
so ist auch die Steuer für den Hinzuerwerb 
des 'Garagengrundstücks nachzuerheben." 

g) Hinter Ziff. 6 wird folgende neue Ziff. 7 ein­
gefügt: 
„7. der Erwerb eines mit Mitteln aus öffent­

lichen Haushalten geförderten Wohnge­
bäudes durch den Gläubiger der hierfür 
eingetragenen Grundpfandrechte im Wege 
der Zwangsversteigerung und die Weiter­
veräußerung eines solchen Grundstücks. 
Dasselbe gilt beim Zwangsversteigerungs­
erwerb und bei der Weiterveräußerung 
eines solchen Grundstücks durch einen öf­
fentlichen Rechtsträger, der die Bürgschaft 
für ein dem Grundpfandrecht zugrunde­
liegendes Baudarlehen übernommen hat. 
Die Steuervergünstigung tritt auch ein, 
wenn ein Grundstück der vorbezeichneten 
Art durch den Grundpfandgläubiger oder 
den Bürgen zur Vermeidung der Zwangs­
versteigerung freihändig erworben wird." 

2. Art. 2 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Steuerbefreiung erstreckt sich auf 
die Grundfläche, auf der das Gebäude errich­
tet wird (überbaute Fläche), einschließlich der 
Garagengrundstücke und auf die dazugehöri­
gen Hofräume, Hausgärten und Grünflächen, 
soweit das Gesamtgrundstück bei Wohngebäu­
den im Sinne des Art. 1 Ziff. 4 und bei Hoch­
häusern (Art. 2 Abs. 4 der Bayerischen Bau­
ordnung) das Zwölffache und bei anderen Ge­
bäuden das Sechsfache der überbauten Fläche 
nicht übersteigt. Übersteigt die Größe eines 
Grundstücks die nach Satz 1 anrechenbaren 
Flächen, so erstreckt sich die Steuerbefreiung 
auch auf die Teile des Grundstücks, die mit 
Rücksicht auf die Tiefe der Abstandsflächen 
gemäß Art. 6 der Bayerischen Bauordnung 
von einer Bebauung ausgeschlossen sind. Dar­
über hinaus ist der Teil des Grundstücks in 
die Steuerbefreiung einzubeziehen, der not­
wendig ist, um der sich aus der nach §§17 ff. 
Baunutzungsverordnung ergebenden Geschoß­
flächenzahl zu entsprechen." 

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „nach § 7 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes oder" und 
die Worte „oder im Weg der nachträglichen 
Anerkennung nach § 110 Abs. 1 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes" gestrichen. 

3. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 1 wird nach dem Wort „hat" ein 
Beistrich gesetzt und folgender Satzteil einge-
gefügt: „sofern er nicht eine Vergünstigung 
nach Art. 1 Ziff. 4 beantragt," 

b) In Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „in den 
Fällen des Art. 1 Ziff. 3 Buchst, d) die Auf-
teilungs-, Übertragungs- und Baubetreuungs­
absicht für ein Bauvorhaben der in Art 1 
Ziff. 1 Buchst, a) Halbs. 2 bezeichneten A r t ' 
gestrichen. 

Art. 4 wird wie folgt geändert: 
a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Art. 1 Ziff. 1, 

2, 3 Buchst, d) und 5" durch die Angabe „Art. 1 
Ziff. 1, 2, 5 und 6" und in Abs. 1 Satz 2 die An­
gabe „Art. 1 Ziff. 1, 2, 3 Buchst, d), 4 und 5 ' 
durch die Angabe „Art. 1 Ziff. 1, 2, 5 und 6" 
ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 1 werden hinter das Wort 
„wenn" folgende Worte eingefügt: 
„der Ersterwerber die Weiterveräußerung zu 
dem steuerbegünstigten Zweck nicht innerhalb 
von fünf Jahren vornimmt oder wenn". 

c) Hinter Abs. 2 wird folgender neue Abs. 3 ein­
gefügt: 

„(3) Die Nacherhebung unterbleibt: 
a) wenn der begünstigte Zweck innerhalb der 

in Abs. 1 bezeichneten Frist infolge von 
planerischen oder baurechtlichen Maßnah­
men der Behörden nicht erfüllt wird und 
diese Maßnahmen weder vom Erwerber 
verschuldet sind noch er damit beim Er­
werb rechnen mußte. Sind die Hinderungs­
gründe vorübergehender Art, so beginnt die 
Frist, innerhalb welcher der begünstigte 
Zweck herbeigeführt werden muß, mit dem 
Wegfall der Hinderungsgründe erneut zu 
laufen; 

b) wenn ein mehreren Miteigentümern gehö­
rendes Grundstück, dessen Erwerb nach 
Art. 1 Ziff. 1 Buchst, a) begünstigt ist, vor 
Errichtung des Gebäudes unter den Mit­
eigentümern flächenmäßig aufgeteilt wird, 
soweit der Wert des Teilgrundstücks, das 
der einzelne Erwerber erhält, dem Bruch­
teil entspricht, zu dem er am gesamten 
Grundstück beteiligt ist und die bezugs­
fertige Bebauung am einzelnen Teilgrund­
stück innerhalb von 5 Jahren, vom Erwerb 
durch die Bruchteilsgemeinschaft an ge­
rechnet, herbeigeführt wird. Entsprechen­
des gilt, wenn ein einer Gesamthand ge­
hörendes Grundstück unter den Gesamt-
händern flächenmäßig aufgeteilt wird. Die 
Vergünstigung ist auch anzuwenden, wenn 
ein Flächenanteil Ehegatten zu Miteigen­
tum zugeteilt wird; 

c) wenn das zu einem nach diesem Gesetz be­
günstigten Zweck erworbene Grundstück 
veräußert wurde und an dessen Stelle ein 
Grundstück erworben wird, dessen Erwerb 
nach Art. 24 des Gesetzes zur Ausführung 
des Flurbereinigungsgesetzes vom 11. Au­
gust 1954 (BayBS IV S. 365) oder nach § 4 
Abs. 1 Ziff. 3 Buchst, b) des Grunderwerb­
steuergesetzes befreit ist. Voraussetzung 
ist, daß das neu erworbene Grundstück 
innerhalb von 5 Jahren, vom Erwerb des 
neuen Grundstücks an gerechnet, zu dem 
nach diesem Gesetz begünstigten Zweck 
verwendet wird; 

d) wenn ein Grundstück, für dessen Erwerb 
Vergünstigung nach diesem Gesetz in An­
spruch genommen wurde, vor der Errich­
tung eines Eigenheimes oder einer eigenge­
nutzten Eigentumswohnung an einen An­
gehörigen im Sinne des § 8 Abs. 2 des Zwei­
ten Wohnungsbaugesetzes erstmals ver­
äußert wurde und von diesem der begün­
stigte Zweck innerhalb von 5 Jahren, vom 
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Erwerb durch den Ers te rwerber an gerech­
net, herbeigeführt wird." 

d) Der bisherige Abs. 3 wi rd Abs. 4. 

5. § 7 der Durchführungsbes t immungen zum Gesetz 
über die Grunderwerbs teuerbef re iung für den 
sozialen Wohnungsbau (II. GrESWDB) vom 
21. Dezember 1959 (GVB1. S. 325) wird aufgehoben. 

§ 3 

Änderung des Gesetzes über die grunderwerbsteuer-
liche Behandlung von Erwerbsvorgängen aus dem 

Bereich des Bundesbaugesetzes 

Das Gesetz über die grunderwerbs teuer l iche Be­
handlung von Erwerbsvorgängen aus dem Bereich 
des Bundesbaugesetzes — BBauG — GrEStG — vom 
26. Oktober 1962 (GVB1. S. 280) wird wie folgt ge ­
änder t : 

1. In Art. 1 Abs. 1 Nr. 5 werden der Str ichpunkt 
durch einen P u n k t ersetzt und folgende neue 
Sätze angefügt: 
„Als Erwerb zur Vermeidung einer Umlegung gilt 
auch der Zwischenerwerb eines im Bereich eines 
Bebauungsplans eingelegenen Grundstücks durch 
eine Gemeinde oder durch ein von einer Gemein­
de zur Durchführung bodenordnerischen Maßnah­
men beauftragtes Unternehmen, das als gemein­
nütziges Wohnungsun te rnehmen oder als Organ 
der staatl ichen Wohnungspoli t ik ane rkann t ist 

, (Maßnahmenträger) , zur Neugesta l tung en t spre ­
chend den planungsrechtl ichen Festsetzungen 
und die Weitergabe eines neu gebildeten G r u n d ­
stücks an einen zutei lungsberechtigten Grund­
e igen tümer oder an einen Bedarfs- und Erschlie­
ßungst räger , der geeignetes Ersatzland in sinn­
gemäßer Anwendung des § 55 Abs. 5 des Bundes ­
baugesetzes zur Verfügung stellt. Der Zwischen­
e r w e r b durch einen wei teren Maßnahment räge r 
ist n u r begünstigt , wenn das Grunds tück an ihn 
ohne Gewinn wei te rveräußer t wird. Erwi rb t eine 
Gemeinde als P lanungs t räger ein Grundstück u n ­
mi t te lbar für eigene Zwecke, so ist dieser E rwerb 
un te r entsprechender Voraussetzung des § 55 
Abs. 5 des Bundesbaugesetzes steuerfrei ;" 

2. a) Art . 3 e rhä l t folgenden neuen Abs. 2: 
„(2) Kann der begünst igte Zweck nicht e r ­

füllt werden, weil dem Erwerbe r im Zuge einer 
Umlegung oder einer Ente ignung ein anderes 
Grundstück zugeteilt wurde oder er zur Ver­
meidung einer Umlegung oder Ente ignung ein 
anderes Grundstück erha l ten hat, so u n t e r ­
bleibt eine Nacherhebung der Steuer nur, wenn 
der E rwerbe r das andere Grunds tück zu e i ­
nem nach den in Abs. 1 bezeichneten Vor­
schriften begünst igten Zweck innerhalb der 
dar in vorgesehenen Fristen, vom Erwerb des 
anderen Grundstücks an gerechnet, verwendet ." 

b) Der bisherige Satz 1 wird Abs. 1. 

§ 4 

Änderung des Gesetzes über die Grunderwerbsteuer­
freiheit für die Eingliederung der Vertriebenen und 
Flüchtlinge in die Landwirtschaft und für die Auf­

stockung landwirtschaftlicher Kleinbetriebe 
Art . 1 des Gesetzes über die Grunde rwerbs t eue r ­

freiheit für die Eingl iederung der Ver t r iebenen und 
Flücht l inge in die Landwirtschaft und für die Auf­
s tockung landwirtschaftl icher Kleinbetr iebe — 
E u A G r E S t G — vom 10. Februar 1958 (GVB1. S. 22) 
wi rd wie folgt geänder t : 

Nr. 2 e rhä l t folgende Fassung: 
,,a) der Erwerb eines Grundstücks zur Aufstok-

kung landwirtschaftl icher Kleinbetr iebe bis zu 
einer Größe, die dem Inhaber und seiner F a ­
milie eine auskömmliche Existenz sichert. Als 

Aufstockung gilt auch der Kauf eines Ersa tz-
grundstücks für ein abgegebenes Grundstück 
und der Tausch von Grunds tücken; die Steuer­
befreiung erstreckt sich hierbei auf den vollen 
Erwerb ; 

b) der Erwerb eines landwirtschaftlich genutz­
ten Grundstücks zu einem landwirtschaftlichen 
Zuerwerbs - oder Nebenerwerbsbet r ieb zur 
Verbesserung der Existenzgrundlage." 

§ 5 

Änderung des Gesetzes über die Anwendung von 
bundesrechtlichen Vorschriften des allgemeinen 
Abgabenrechts auf landesrechtlich geregelte Abgaben 

Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Anwendung 
von bundesrechtl ichen Vorschriften des allgemeinen 
Abgabenrechts auf landesrechtlich geregelte Abgaben 
vom 12. Jun i 1956 — BBauG — GrEStG — (BayBS 
III S. 429), zuletzt geänder t durch das Gesetz zur 
Ausführung der Finanzger ichtsordnung vom 23. De­
zember 1965 (GVB1. S. 357), wird wie folgt geänder t : 

1. In Nr. 5 werden hinter dem Klammerzusa tz die 
Worte eingefügt: „mit Ausnahme der Vorschrift 
des § 16 des Bewertungsgesetzes in der Fassung 
vom 10. Dezember 1965 (BGBl. I S. 1861)." 

2. Hinter Nr. 5 wird die folgende Nr. 5a eingefügt: 
„5a. Art. 2 Abs. 4 Sätze 2 und 3 des Gesetzes zur 

Änderung des Bewertungsgesetzes vom 
13. August 1965 (BGBl. I S. 851)." 

§ 6 

Übergangsbestimmungen 
(1) Hat ein Erwerb im Sinne des § 3 Ziff. 7 des 

Grunderwerbs teuergese tzes berei ts vor Inkraf t t re ten 
dieses Gesetzes s tat tgefunden und wird eine Per ­
son, die nicht zu dem begünst igten Personenkreis 
gehört, erst nach diesem Zei tpunkt aufgenommen, 
so beginnt die Fünfjahresfrist nach § 1 Nr. 3 
Buchst, b) dieses Gesetzes erst mit dem Inkraf t t re ten 
dieses Gesetzes zu laufen. 

(2) Wurde ein Eigenheim oder eine eigengenutzte 
E igen tumswohnung vor dem Inkraf t t re ten dieses 
Gesetzes e rworben und wurde dieser Erwerb nach 
Art . 1 Ziff. 4 Buchst, a) oder Buchst, b) des Gesetzes 
über die Grunderwerbs teuerbef re iung für den so­
zialen Wohnungsbau von der Steuer vorläufig frei­
gestellt, so entfäll t eine Nachei 'hebung der Steuer, 
wenn der s teuerbegünst igte Zweck nach Inkra f t ­
t re ten dieses Gesetzes noch nicht herbeigeführt oder 
wieder aufgegeben wurde . Voraussetzung ist, daß 
die Wohnung nach § 92 Abs. 2 des Zweiten Woh­
nungsbaugesetzes grunds teuerbegünst ig t ist. 

§ 7 

Inkrafttreten 
(1) Das Gesetz t r i t t hinsichtlich des § 1 Nr. 4 Buch­

s tabe m) am 1. J a n u a r 1965 und hinsichtlich des § 3 
Nr. 1 am 29. Oktober 1960, im übrigen am 1. Jul i 1969 
in Kraft . 

(2) Soweit das Gesetz rückwirkend in Kraft tr i t t , 
sind rechtskräftige Steuerfestsetzungen auf Ant rag 
zu berichtigen; der Ant rag m u ß bis 6 Monate nach 
Verkündung des Gesetzes gestellt werden. 

§ 8 

Ermächtigung 
Das Bayerische S taa tsminis te r ium der Finanzen 

wird ermächtigt , die durch dieses Gesetz geänder ten 
Gesetze in der n u n m e h r gel tenden Fassung un te r 
dem Datum dieses Gesetzes und in neuer P a r a g r a ­
p h e n - und Artikelfolge bekanntzumachen und dabei 
Unst immigkei ten des Wort lau ts zu beseitigen. 

München, den 24. Jun i 1969 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. G o p p e l 
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Zehntes Gesetz 
über die G e w ä h r u n g von Zins- und Ti lgungs­
beihi l fen zur Förderung des sozialen Woh­

nungsbaues 
Vom 24. Juni 1969 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 
Das Staatsministerium der Finanzen wird ermäch­

tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
des Innern zu Lasten des Freistaates Bayern für die 
Dauer von höchstens 20 Jahren Verpflichtungen zur 
Gewährung laufender Zins- und Tilgungsbeihilfen 
für Darlehen der Bayerischen Landesbodenkreditan-
stalt im Betrage von dreißig Millionen Deutschen 
Mark ab 1. Januar 1969 und von dreiundvierzig Mil­
lionen Deutsche Mark ab 1. Januar 1970 einzugehen. 

Art. 2 

Das Staatsministerium der Finanzen wird ermäch­
tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
des Innern zu Lasten des Freistaates Bayern Ver­
pflichtungen für Zinszuschüsse an die Bayerische 
Landesbodenkreditanstalt bis zu siebenundzwanzig 
Millionen Deutschen Mark einzugehen, die 1970 zur 
Zahlung fällig werden. 

Art. 3 

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 1969 in Kraft. 

München, den 24. Juni 1969 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. G o p p e 1 

Verordnung 
über die U m g l i e d e r u n g der Gemeinde Fr ied-
richshofen in die Stadt Ingolstadt und über 
die Änderung der Grenze des Landkreises 

Ingolstadt 
Vom 24. Juni 1969 

Auf Grund Art. 8 Absätze 1 und 2 der Landkreis­
ordnung für den Freistaat Bayern vom 16. Februar 
1952 (BayBS I S. 515) in Verbindung mit Art. 11 
Abs. 2 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern vom 25. Januar 1952 (BayBS I S. 461) erläßt 
die Bayerische Staatsregierung mit Zustimmung des 
Landtags folgende Verordnung: 

§ 1 
Die Gemeinde Friedrichshofen wird aus dem 

Landkreis Ingolstadt ausgegliedert und in die Stadt 
Ingolstadt eingegliedert. 

§ 2 
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 19G9 in Kraft. 

München, den 24. Juni 1969 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. G o p p e l 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die K o ­
s tenverwal tung bei den Behörden des Frei­
staates B a y e r n (Kostenverwal tungsordnung 

— K V w O ) 
Vom 23. Mai 1969 

Auf Grund des Art. 26 Abs. 2 des Kostengesetzes 
vom 17. Dezember 1956 (BayBS III S. 442) sowie der 
§§ 51 und 54 der Reichshaushaltsordnung vom 31. De­

zember 1922 (BayBS ErgB S. 142), des § 67 der Rech­
nungslegungsordnung für das Reich vom 3. Juli 1929 
(RMB1. S. 439) und des § 102 der Reichskassenord­
nung vom 6. August 1927 (RMB1. S. 357) in Verbin­
dung mit § 6 Nr. 3 und 5 der Verordnung über die 
Geschäftsverteilung der Bayerischen Staatsregierun° 
vom 19. Dezember 1956 (BayBS I S. 19) erläßt da» 
Bayerische Staatsministerium der Finanzen im Ein­
vernehmen mit den übrigen Bayerischen Staatsmini­
sterien und, soweit erforderlich, mit Zustimmung 
des Bayerischen Obersten Rechnungshofs folgende 
Verordnung: 

§ 1 
Die Verordnung über die Kostenverwaltung bei 

den Behörden des Freistaates Bayern (Kostenver­
waltungsordnung — KVwO) vom 29. November 1960 
(GVB1. S. 275) wird wie folgt geändert: 

1. Im Klammerzusatz des § 1 Abs. 1 Satz 2 werden 
die Worte „Beträge der Ersatzeinziehung" durch 
die Worte „als Wertersatz eingezogene Beträge" 
ersetzt. 

2. In § 1 Abs. 1 Satz 2, in § 2 Abs. 1 und in § 5 Abs. 2 
Satz 1 wird jeweils das Wort „Verwarnungsgebüh­
ren" durch das Wort „Verwarnungsgelder" ersetzt. 

3. In § 6 Abs. 1 Buchst, c) wird die Zahl „2" durch 
die Zahl „3" ersetzt. 

4. § 15 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) Die Bewilligung von Zahlungserleichterun­

gen für in Bußgeldverfahren auferlegte Beträge 
und damit in Zusammenhang stehende Kosten 
richtet sich nach den §§ 14, 21 Abs. 5, 26 Abs. 3, 93 
und 94 OWiG." 

5. § 17 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Die einstweilige Einstellung des Einziehungsver­
fahrens wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Schuldners richtet sich nach § 93 Abs. 5 
OWiG; im übrigen sind für die einstweilige Ein­
stellung des Einziehungsverfahrens solcher Be­
träge bei Forderungen von nicht mehr als 3000 
Deutsche Mark die Zentral- oder Mittelbehörden, 
bei höheren Beträgen und bei Forderungen der 
Staatsministerien diese zuständig." 

6. In den Spalten 6 des Musters 1 zu § 3 Abs. 1 und 
des Musters 3 zu § 4 Abs. 1 wird jeweils hinter 
dem Wort „Ordnungsstrafe" das Wort „Verwar­
nungsgeld" eingefügt. 

7. In Muster 2 zu § 3 Abs. 1 und in den Mustern 4a. 
4b und 4c zu § 7 Abs. 1 wird jeweils hinter dem 
Wort „Geldbußen" eingefügt ,,-Verwarnungs-
gelder-". 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1969 in Kraft. 

München, den 23. Mai 1969 
Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Dr. P ö h n e r , Staatsminister 

Vierte Verordnung 
über die Organisat ion der Landesf inanzbe­
hörden (Oberfinanzdirektionen, Finanzämter) 

im Freistaat Bayern 
Vom 29. Mai 1969 

Auf Grund der §§ 20, 21 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Finanzverwaltung (FVG) vom 6. September 1950 
(BGBl. I S. 448), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12. August 1968 (BGBl. I S. 953), in Verbindung mit 
§ 1 des Gesetzes über Ermächtigungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen vom 3. Juli 1961 (BGBl. I 
S. 856) und § 1 der Verordnung über die Zuständig­
keit zum Erlaß von Rechtsverordnungen vom 23. Ok­
tober 1962 (GVB1. S. 281) sowie Art. 77 Abs. 1 Satz 2 
der Verfassung des Freistaates Bayern in Verbin-
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düng mit § 1 der V e r o r d n u n g übe r die E in r i ch tung 
der s taat l ichen B e h ö r d e n vom 31. März 1954 (BayBST 
S. 37) und des § 446 Satz 2 de r R e i c h s a b g a b e n o r d n u n g 
in der Fas sung der B e k a n n t m a c h u n g vom 22. Mai 
1931 (RGBl. I S. 161), zuletzt g e ä n d e r t durch Gesetz 
vom 12. Augus t 1968 (BGBl. I S. 953), in V e r b i n d u n g 
mit § 1 der V e r o r d n u n g ü b e r die Zus t änd igke i t zum 
Erlaß von R e c h t s v e r o r d n u n g e n nach § 422 Abs. 2 
Satz 1 und § 446 Sa tz 2 der R e i c h s a b g a b e n o r d n u n g 
vom 12. N o v e m b e r 1968 (GVB1. S. 336) e r l äß t das 
Bayerische S t a a t s m i n i s t e r i u m de r F inanzen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die V e r o r d n u n g über die Organ isa t ion der L a n d e s ­
f inanzbehörden (Ober f inanzdi rek t ionen , F i n a n z ä m ­
ter) im Fre i s t aa t B a y e r n vom 29. O k t o b e r 1966 (GVB1. 
1967 S. 49) w i r d wie folgt g e ä n d e r t : 

1. § 2 Absa tz 2 wi rd ges t r ichen; Absa tz 3 wi rd 
Absatz 2. 

2. In Abschni t t III de r Anlage ist beim Z e n t r a l ­
f inanzamt N ü r n b e r g anzufügen : 

. .Verwal tungsaufgaben , die ü b e r die Fes t se tzung 
und E r h e b u n g der S t r a ß e n g ü t e r v e r k e h r s t e u e r 
h inausgehen , in den Fäl len , in d e n e n die O b e r ­
f inanzdi rekt ion Zol ls te l len u n d G r e n z k o n t r o l l ­
stellen als Hilfss tel len in Anspruch n i m m t (§ 5 
Nr. 2 des Gesetzes ü b e r die Bes t eue rung des S t r a ­
ß e n g ü t e r v e r k e h r s vom 28. Dezember 1968, BGBl. 
1969 I S. 62)." 

3. In den Abschni t ten IV und V der An lage wi rd in 
den Spa l t en 3 u n d 5 j ewei l s nach d e m W o r t „Be­
fö rde rungs t eue r " das Wor t „ S t r a ß e n g ü t e r v e r ­
keh r s t eue r " eingefügt . 

4. In Abschni t t V der An lage w e r d e n die Bezi rke der 
folgenden F i n a n z ä m t e r wie folgt neu b e s t i m m t : 

F inanzamt N ü r n b e r g - N o r d von der kre is f re ien S t ad t 
N ü r n b e r g die S tad t t e i l e 7 
und 8 sowie die Bez i rke 
06 bis 09, 23 bis 27 und 
90 bis 94; 

F inanzamt N ü r n b e r g - O s t von der kreisfreien S tad t 
N ü r n b e r g den Stadt te i l 3 
sowie die Bezi rke 01 bis 
03, 10 bis 14, 28, 29, 40. 
41 und 95, 
vom Lkr . N ü r n b e r g die 
bere i t s b i sher zugehör i ­
gen Geme inden und ge ­
meindefre ien Geb ie te ; 

F inanzamt N ü r n b e r g - W e s t von der kreisfreien Stadl 
N ü r n b e r g die S tad t t e i l e 5 
und 6 sowie die Bezirke 
04, 05, 15 bis 22 u n d 42 
bis 48; 
vom Lkr . N ü r n b e r g die 
Geme inde Stein b. N ü r n ­
berg . 

Beim F i n a n z a m t N e u s t a d t a. d. Aisch w e r d e n in 
Spal te 2 die Geme inden Buchen. Diebach. Kotzen­
aurach und Unte rschweinach gestr ichen. 

§ 2 

(1) Die N u m m e r n 1 bis 3 des § 1 t re ten rückwi r ­
kend ab 1. J a n u a r 1969, die übr igen Bes t immungen 
am 1. Ju l i 1969 in Kraf t . 

(2) Sowei t sich die Zus t änd igke i t en gegenüber den 
bisher igen Rege lungen ände rn , kann der Ze i tpunk t 
des ta tsächl ichen Übergangs von den F i n a n z ä m t e r n 
en tsprechend § 78 der Re i chsabgabeno rdnung ve re in ­
bar t werden . 

München, den 29. Mai 1969 

Bayer isches S t aa t smin i s t e rh im der F inanzen 
Dr P S h n e f , S taa t s rh in i s te r 

L a n d e s V e r o r d n u n g 
ü b e r d i e b e f r i s t e t e A u f h e b u n g 

d e r S c h o n z e i t e n f ü r R o t w i l d i m J a g d j a h r 19C9 
Vom 3. Juni 1969 

Auf G r u n d des Art . 21 Nr. 4 a und Nr. 4 c und 
des Ar t . 48 des Bayer ischen Jagdgese tzes in der 
F a s s u n g vom 18. Ju l i 1962 (GVB1. S. 131) er läßt das 
Bayer i sche S t aa t smin i s t e r ium für E r n ä h r u n g , L a n d ­
wir tschaf t und Fors ten folgende L a n d e s v e r o r d n u n g : 

§ 1 
Abweichend von § 1 Abs. 1 der Ve ro rdnung des 

Bundesmin i s t e r s für E r n ä h r u n g , Landwir t schaf t und 
Fors ten vom 13. Ju l i 1967 (BGBl. I S 723) über die 
Jagdze i t en und von § 48 Abs. 1 Nr. 1 der L a n d e s ­
v e r o r d n u n g zur A u s f ü h r u n g des Bayer ischen J a g d ­
gesetzes (LVBayJG) vom 10. Dezember 1968 (GVB1. 
S. 343, ber. GVB1 1969 S. 27 und S. 122) darf aus 
G r ü n d e n der Wildhege u n d zur V e r m e i d u n g ü b e r ­
m ä ß i g e r Wildschäden die Jagd auf ger inge Rot ­
hirsche der Klasse III b sowie auf n ich t führende 
Tiere und Schmal t i e re des weibl ichen Rotwi ldes in 
den Rotwi ldgebie ten Obe rbaye rn , Schwaben , B a y e ­
r ischer Wald und Fichte lgebirge im J a g d j ä h r 1969 
bere i t s ab 1. Ju l i ausgeüb t werden . 

§ 2 
Diese Vero rdnung t r i t t am 1. Ju l i 1969 in Kraft . 

München , den 3. J u n i 1969 
Bayerisches Staalsministerium 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Dr. E i s e n m a n n , S t aa t smin i s t e r 

A u s b i l d u n g s o r d n u n g 
f ü r d e n g e h o b e n e n S p a r k a s s e n d i e n s t ( A O S p k . ) 

Vom 10. Juni 1969 

Auf G r u n d des Ar t . 19 Abs. 2 des Bayer ischen 
Beamtengese tzes in der Fas sung der B e k a n n t m a ­
chung vom 20. Dezember 1966 (GVB1. 1967 S. 153) 
e r läß t das Bayer ische S t aa t smin i s t e r i um des Inne rn 
im E i n v e r n e h m e n mit d e m Bayer ischen S t a a t s m i n i ­
s te r ium der F inanzen und dem L a n d e s p e r s o n a l a u s ­
schuß folgende A u s b i l d u n g s o r d n u n g für den geho­
benen Sp a rk as s en d i en s t : 

§ 1 

(1) Z u r Ausb i ldung für die Laufbahn des gehobe ­
nen Spa rkas send iens t e s k a n n zugelassen werden , 
w e r die Vorausse tzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
und 2 und Satz 2 der Z u l a s s u n g s o r d n u n g für den 
gehobenen und den höheren Spa rkassend iens t in 
Baye rn — ZOSpk. — vom 11. J a n u a r 1967 (GVB1. 
S. 183) erfül l t und sich nach se iner Persönl ichkei t 
und seinen bisher igen Leis tungen für diese Lauf­
bahn voraussichtl ich eignet. 

(2) Über die Zu lassung zur Ausb i ldung entscheidet 
de r Arbei tgeber . Er melde t den B e w e r b e r bei der 
Bayer ischen Verwa l tungsschu le an. 

§ 2 

Die Ausb i ldung obliegt de r Bayer ischen V e r w a l ­
tungsschule ; sie gl iedert sich in e inen F e r n l e h r g a n g 
u n d einen geschlossenen L e h r g a n g (§ 3 Abs. 1 Satz 2 
der P r ü f u n g s o r d n u n g für den gehobenen S p a r k a s ­
sendienst . POSpk. , vom 27. Ju l i 1967, GVB1. S. 404). 

(1) Der Fe rn l eh rgang d a u e r t zwölf Mona te und er­
streckt sich auf folgende Fächer : 

Al lgemeine Rech t skunde , 
Grundbegr i f fe des bürger l ichen Rechts. 
S t aa t skunde , 
Behördenorgan ' sa t ion . 
G r u n d z ü g e des bayer ischen Kommuna l r ech t s . 
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Grundzüge des Dienstrechts (Recht der Beamten, 
Angestellten und Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes), 

Grundzüge des Sozialversicherungsrechts, 
Kaufmännische Buchführung und Bilanzkunde, 
Abwicklung des Sparverkehrs , 
Pflege des Spargedankens und Werbung der Spa r ­

kassen, 
Unbarer Zahlungsverkehr , 
Grundbegriffe des allgemeinen Versicherungswe­

sens. 

(2) Vor Abschluß des Fernlehrgangs findet eine 
schriftliche Zwischenprüfung statt , an der tei lneh­
men kann, wer während des Fernlehrgangs minde­
stens zehn von vierzehn Übungsaufgaben fristge­
recht bearbei tet hat. 

(3) Die Zwischenprüfung umfaßt drei Aufgaben 
von je drei Stunden, und zwar 
zwei Aufgaben aus den Fächern des Fernlehrgangs 
und 
einen Aufsatz, für den drei für den Sparkassen­
dienst einschlägige Themen zur Wahl zu stellen sind. 

(4) Die Zwischenprüfung hat bestanden, wer im 
Durchschnitt mindestens die Note „ausreichend" er­
hal ten hat . 

§ 4 

Während des Fernlehrgangs ist der Bewerber bei 
der Sparkasse so zu beschäftigen, daß er seine p r ak ­
tischen Kenntnisse ergänzen und vertiefen kann. 

S 5 

(1) Zum geschlossenen Lehrgang kann zugelassen 
werden, wer die Zwischenprüfung bestanden hat und 
durch eine Bescheinigung seines Arbei tgebers nach­
weist, daß er in den Arbeitsgebieten 
Buchhaltung, Giroverkehr , 
Kreditgeschäft, Wechselgeschäft, 
Spargeschäft, Effekten- und Devisengeschäft, 

Innerbetriebliche Organisation, 
ausreichende praktische Kenntnisse besitzt. 

(2) Der geschlossene Lehrgang dauer t höchstens 
sechs Monate und erstreckt sich insbesondere auf 
folgende Fächer: 

I. W i r t s c h a f t s k u n d e : 
Grundbegriffe der Volkswirtschaftslehre und 

der Volkswirtschaftspolitik, 
Geld-, Währungs - und Kreditwesen, 
Grundbegriffe der allgemeinen Betr iebswir t ­

schaftslehre, 
Grundbegriffe der elektronischen Datenverar ­

beitung. 

II. R e c h t s k u n d l i c h e F ä c h e r : 
Sicherung der Sparkassenkredi te nach bürger ­

lichem Recht, 
Grundbegriffe des Handels- und Gesellschafts­

rechts, 
Wertpapierrecht , insbesondere Wechsel- und 

Scheckrecht, 
Grundbegriffe des Zivilprczeßrechts, einschließ­

lich des Zwangsvolls treckungs- , Konkurs - und 
Vergleichsrechts. 

III. K r e d i t - u n d S p a r k a s s e n w e s e n : 
Rechtsgrundlagen des Kreditwesens, 
Deutsche Sparkassen und ihre Organisation. 
Sparkassenrecht, 
Geschäftszweige der Sparkassen. 
Praxis des Kreditgeschäfts, 
Wertpapierverkehr , 
Devisen- und Außenhandelsgeschäft, Akkred i ­

tivgeschäft, 
Ba jsparwesen, 
Be;: ebliches Rechnungswesen einschließlich Or­

ganisation des Spai kassenbetriebs. 

Sparkassenprüfungswesen, 
Kassenversicherung für die Sparkassen , 
Steuerrecht für die Sparkassen. 

(3) Während des geschlossenen Lehrgangs w e r d e n 
mindestens sechs, höchstens zehn Aufsichtsarbei ten 
aus den Fächern nach Absatz 2 gestellt. Die Baye r i ­
sche Verwaltungsschule kann auf A n t r a g aus wich­
tigem Grund Aufsichtsarbeiten erlassen. Mindes tens 
fünf Aufsichtsarbeiten sind zu bearbei ten. 

(4) Am geschlossenen Lehrgang hat mi t Erfolg 
tei lgenommen, wer den Unterr icht o r d n u n g s g e m ä ß 
besucht und in den Aufsichtsarbeiten im Durch­
schnitt mindestens die Note „ausreichend" e rha l t en 
hat. 

§ 6 

Fernlehrgang mit Zwischenprüfung und geschlos­
sener Lehrgang können mit Zus t immung des Ar­
beitgebers e inmal wiederhol t werden. 

§ V 
Für die Bewer tung der schriftlichen Arbei ten 

während der Lehrgänge und in der Zwischenprü ­
fung gilt die POSpk. entsprechend. 

8 8 
(1) Wer am 1. Februa r 1967 ( Inkra f t t r e ten der 

ZOSpk.) bei einer bayerischen Sparkasse , beim 
Bayerischen Sparkassen- und Giroverband oder bei 
der Bayerischen Gemeindebank als Lehr l ing oder 
nach erfolgreicher Abschlußprüfung als Anges te l l te r 
tät ig war, kann, auch wenn er die nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 oder Abs. 2 ZOSpk. erforderliche Vorbi ldung 
nicht besitzt, bis zum 1. Jul i 1975 zur Ausbi ldung 
zugelassen werden, wenn er nach der L e h r a b ­
schlußprüfung (Kaufmannsgehilfenprüfung) oder 
nach der Lehrgangsabschlußprüfung für S p a r k a s ­
senangestell te (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 ZOSpk.) mindes tens 
sechs J a h r e im Sparkassendienst , bei e inem Spar ­
kassen- und Giroverband oder bei einer B a n k tät ig 
gewesen ist, das 25. Lebensjahr vollendet ha t und 
sich nach seiner Persönlichkeit und seinen b isher i ­
gen Leistungen für diese Laufbahn voraussichtlich 
eignet. 

(2) Die bis einschließlich zu dem Anfang 1970 be­
ginnenden Lehrgang zur Ausbildung zugelassenen 
Bewerber können ihre Ausbildung nach der b ishe­
rigen Regelung (dreijähriger nebendienst l icher 
Lehrgang zur Vorberei tung auf die Ans te l lungsp rü ­
fung, F e r n - oder Ortskurs) beenden. Der Nachweis 
ausreichender prakt ischer Kenntnisse (§ 5 Abs. 1) 
ist von den Tei lnehmern am dre i jähr igen neben­
dienstlichen Lehrgang spätestens bei de r A n m e l ­
dung zur Anstel lungsprüfung zu erbr ingen. Über die 
Zulassung von Bewerbern, die den geschlossenen 
Lehrgang wählen, entscheidet nach Anmeldung 
durch den Arbeitgeber die Bayer. Verwal tungsschule 
unter Berücksichtigung des Ergebnisses der Zwi ­
schenprüfung nach Maßgabe der ver fügbaren Aus­
bildungsplätze. 

§ 9 

Diese Ausbi ldungsordnung tr i t t am 1. Ju l i 1969 
in Kraft. 

München, den 10. Jun i 1969 
Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. M e r k , S taa t smin is te r 

F ü n f t e V e r o r d n u n g 
zur Ä n d e r u n g d e r U n t e r h a l t s z u s c h u ß ­

v e r o r d n u n g 
Vom 10. Juni 1969 

Auf Grund des Art. 97 des Bayerischen B e a m t e n ­
gesetzes in der Neufassung vom 20. Dezember 1960 
(GVB1. 1967 S. 153) er läßt die Bayerische S taa t s reg ie -
rung folgende Verordnung: 
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§ 1 
Die Vero rdnung über den Unterhal tszuschuß für 

Beamte auf Widerruf im Vorberei tungsdienst (Un­
te rha l t szuschußverordnung — UZV) vom 17. Okto­
ber 1963 (GVBl. S. 194), zuletzt geänder t durch die 
Vierte Vero rdnung zur Änderung der Unterha l t szu­
schußverordnung vom 30. Ju l i 1968 (GVBl. S. 269), 
wird wie folgt geänder t : 

1. § 7 e rhä l t folgende Fassung: 

„§ 7 
Der Grundbe t r ag bet rägt monatlich für die An­

w ä r t e r der Laufbahnen 
des einfachen Dienstes 299,—DM, 
des mit t leren Dienstes 362,— DM, 
des gehobenen Dienstes, 

die in BesGr. A 9 
bis A 11 beginnen, 446,— DM, 
die in BesGr. A 12 oder 
A 12a beginnen, 559,— DM, 

des höheren Dienstes 597,— DM." 

2. § 9a Abs. 1 Satz 1 Buchst, b erhäl t folgende F a s ­
sung: 
,,b) die A n w ä r t e r der Polizei 

e inen Unterhal tszuschuß in Höhe der Dienst-
bezüge eines Beamten der Besoldungsgruppe 
A 1, und zwar 
im 1. Dienstjahr der 1. Dienstaltersstufe, 
ab dem Ersten des Monats, 
in dem das 2. Dienst jahr beginnt, 

der 3. Dienstaltersstufc. 
ab dem Ersten des Monats, 
in dem das 3. Dienstjahr beginnt, 

der 6. Dienstaltersstufe." 
3. An § 9a wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Anwär te r für den Aufsichts- und mi t t ­
leren Werkdiens t sowie für den mit t leren und 
gehobenen Verwal tungsdienst bei den Just izvol l ­
zugsans ta l ten erhal ten für die Zeit des p r ak t i ­
schen Einsatzes an einer Just izvol lzugsanstal t 
einen Zuschlag in Höhe der Zulage für Beamte 
bei den Just izvollzugsanstal ten nach Nr. 6 der 
Al lgemeinen Vorschriften der Anlage I des Baye­
rischen Besoldungsgesetzes." 

§ 2 

Diese Verordnung tr i t t mit Wirkung vom 1. April 
1969 in Kraf t . 
München, den 10. Jun i 1969 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. h. c. G o p p e l 

Diese Vero rdnung wurde bereits im Bayerischen Staats­
anzeiger Nr. 24 vom 13. Juni 1969 bekanntgemacht . 

V e r o r d n u n g 
ü b e r d i e Z u s t ä n d i g k e i t z u m E r l a ß v o n R e c h t s ­
v e r o r d n u n g e n nach d e m P f l a n z e n s c h u t z g e s e t z 

Vom 10. Juni 1969 

Auf G r u n d der §§ 3 Abs. 2 Satz 2, 14 Abs. 4 Satz 2, 
27 Abs. 1 Satz 3 und § 30 Abs. 5 Satz 2 in Verbindung 
mit § 14 Abs. 4 Satz 2 des Pflanzenschutzgesetzes vom 
10. Mai 1968 (BGBl. I S. 352) erläßt die Bayerische 
S taa t s reg ie rung folgende Verordnung: 

§ 1 
(1) Die der Landesregierung nach dem Pflanzen­

schutzgesetz zustehende Befugnis, 

1. Rechtsverordnungen nach § 3 Abs. 2 Satz 1, § 14 
Abs. 4 Satz 1 und § 30 Abs. 5 Satz 2 in Verbin­
d u n g mit § 14 Abs. 4 Satz 1 des Pflanzensehutz-
gesetzes zu erlassen, 

2. Rechtsverordnungen auf Grund des Gesetzes 
zum Schutze der Kulturpflanzen, zuletzt in der 
Fassung vom 26. August 1949 (WiGBl. S. 308), 
nach § 27 Abs. 1 Satz 2 des Pflanzenschutzgeset­
zes aufzuheben, 

wi rd auf das Bayerische Staa tsminis ter ium für Er ­
nährung, Landwirtschaft und Forsten über t ragen. 

(2) Das Bayerische Staatsminis ter ium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten kann seine Befug­
nis, Rechtsverordnungen nach § 3 Abs. 2 Satz 1 des 
Pflanzenschutzgesetzes zu erlassen, durch Rechts­
verordnung auf nachgeordnete oder seiner Auf­
sicht un te rs tehende Behörden weiter über t ragen. 

§ 2 

Diese Verordnung t r i t t am 1. Juli 1969 in Kraft. 

München, den 10. Jun i 1969 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. Goppel 

V e r o r d n u n g 
z u r Ä n d e r u n g d e r P r ü f u n g s o r d n u n g f ü r d e n 
m i t t l e r e n u n d g e h o b e n e n n i c h t t e c h n i s c h e n 
V e r w a l t u n g s d i e n s t ( P O V e r w . ) u n d d e r G e ­
m e i n s a m e n Z u l a s s u n g s - u n d A u s b i l d u n g s o r d ­
n u n g für d e n m i t t l e r e n u n d g e h o b e n e n n i c h t ­

t e c h n i s c h e n V e r w a l t u n g s d i e n s t ( G Z A V e r w . ) 
Vom 20. Juni 1969 

Auf Grund der Art. 19 Abs. 2 und 115 Abs. 2 Satz 2 
zweiter Halbsatz des Bayerischen Beamtengesetzes 
(BayBG) in der Fassung vom 20. Dezember 1966 
(GVBl. 1967 S. 153) erlassen die Bayerischen S taa t s ­
minister ien des Innern , für Unterricht und Kultus, 
für Wirtschaft und Verkehr und für Ernährung , 
Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsminis ter ium der Finanzen 
und dem Landespersonalausschuß folgende Verord­
nung: 

§ 1 

Die Prüfungsordnung für den mit t leren und geho­
benen nichttechnischen Verwal tungsdienst (POVerw.) 
vom 23. Mai 1967 (GVBl. S. 366) wird wie folgt ge­
änder t : 

1. § 3 Abs. 1 Satz 2 POVerw. erhäl t folgende Fas ­
sung: 

„Bewerber, die den Vorberei tungsdienst erst zwi­
schen Beginn und Ende der Anstel lungsprüfung 
beenden, können vorzeitig zur Prüfung zugelas­
sen werden." 

2. In § 5 Abs. 1 wird nach der N u m m e r 3 folgende 
N u m m e r 4 eingefügt: 

„4. über Widersprüche gegen Prüfungsentschei-
dungen zu entscheiden, soweit nicht der P r ü ­
fungsausschuß die Erstentscheidung getroffen 
hat". 
Die bisherige N u m m e r 4 wird N u m m e r 5. 

3. In § 5 Abs. 2 wird folgende N u m m e r 5 eingefügt: 
„5. über Widersprüche gegen Prüfungsentschei­
dungen zu entscheiden, soweit der Prüfungsaus­
schuß die Erstentscheidung getroffen hat". 

4. § 10 Abs. 1 N u m m e r 6 und § 11 Abs. 1 Nummer 6 
erha l ten folgende Fassung: 
„6. Bayerisches Kommunalrecht" . 

5. § 10 Abs. 1 N u m m e r 7 Buchstabe b und § 11 
Abs. 1 N u m m e r 7 Buchstabe b erhal ten folgende 
Fassung: 

,,b) der Gemeinden und Gemeindeverbände" . 
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6. In § 10 Abs. 3 Satz 1 ist das Wort „und" zu strei­
chen und dafür ein Komma zu setzen; nach der 
Zahl 16 ist einzufügen: „und 17". 

7. In § 11 Abs. 3 Satz 1 ist das Wort „und" zu strei­
chen und dafür ein Komma zu setzen; nach der 
Zahl 19 ist einzufügen: „und 20". 

8. § 12 entfällt. 
9. § 18 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Prüfung hat nicht bestanden, wer im 
Durchschnitt schlechter als ausreichend (4.50) ge­
arbeitet hat. 

(2) Die Prüfung hat ferner nicht bestanden, wer 
1. in der Prüfung für den mittleren Verwal­

tungsdienst zweimal die Note 6 oder einmal 
die Note 6 und zweimal die Note 5 oder vier­
mal die Note 5 erhalten hat. 

2. in der Prüfung für den gehobenen Verwal­
tungsdienst zweimal die Note 6 oder einmal 
die Note 6 und dreimal die Note 5 oder sechs­
mal die Note 5 erhalten hat. 

Die Noten der Doppelaufgaben und der münd­
lichen Prüfung zählen hier nur einfach". 

10. § 19 Abs. 1 erhält folgende Fassung: ' 

„(1) Das Ergebnis der Prüfung soll dem Prü­
fungsteilnehmer innerhalb eines Monats nach 
Abschluß der Prüfung bekanntgegeben werden. 
Die Prüfung ist abgeschlossen, wenn sämtliche 
Prüfungsleistungen endgültig bewertet sind". 

11. § 19 Abs. 2 letzter Satz wird gestrichen. 
12. In § 19 Abs. 3 ist in der Klammer „§ 12" zu strei­

chen. 
13. § 21 Absatz 3 und 4 entfallen. 

§ 2 

Die Gemeinsame Zulassungs- und Ausbildungs­
ordnung für den mittleren und gehobenen nichttech­
nischen Verwaltungsdienst (GZAVerw.) vom 14. Ja­
nuar 1966 (GVBl. S. 84) wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Abs. 1 Nummer 7 erhält folgende Fassung: 
„7. Bayerisches Kommunalrecht" 

2. § 16 Abs. 1 Nummer 8 erhält folgende Fassung: 
„8. Bayerisches Kommunalrecht" 

3. § 13 Abs. 1 Nummer 8 Buchstabe b und § 16 Abs. 1 
Nummer 9 Buchstabe b erhalten folgende Fassung: 
,,b) der Gemeinden und Gemeindeverbände" 

4. In § 13 Abs. 3 Satz 2 ist nach der Zahl 17 einzufü­
gen: „und 18". 

5. In § 16 Abs. 3 Satz 2 ist nach der Zahl 12 die Zahl 
„13" einzufügen, das Wort „und" ist zu streichen 
und dafür ein Komma zu setzen; nach der Zahl 22 
ist einzufügen: „und 23". 

§ 3 
Diese Verordnung tritt am 1. August 1969 in Kraft. 

München, den 20. Juni 1969 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 
Dr. M e r k , Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus 

Dr. Ludwig H u b e r , Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft 
und Verkehr 

I. V. Franz S a c k m a n n , Staatssekretär 

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung. 
Landwirtschaft und Forsten 

Dr. E i s e n m a n n , Staatsminister 

Satzung 
zur Änderung der Satzung des Bayerischen 

Versorgungsverbandes 
Vom 19. Mai 1969 

Die Satzung des Bayerischen Versorgungsverban­
des in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Au­
gust 1962 (GVBl. S. 226, ber. S. 236) und der Ände­
rungen vom 22. Februar 1963 (GVBl. S. 45), vom 7. Juli 
1965 (GVBl. S. 216) sowie vom 17. April 1968 (GVBl. 
S. 150) wird auf Grund des Art. 9 Abs. II des Ge­
setzes über das öffentliche Versicherungswesen vom 
7. Dezember 1933 (BayBS I S. 242) in der Fassung 
der Änderungen vom 29. Mai 1957 (GVBl. S. 105), vom 
30. Mai 1961 (GVBl. S. 148) und vom 21. Dezember 
1964 (GVBl. S. 254) mit Zustimmung des Landesaus­
schusses und mit Genehmigung des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern (Entschließung vom 
24. April 1969 Nr. I B 2 — 3002 — 37/4) wie folgt ge­
ändert: 

§ 1 
1. Die „Übersicht" wird wie folgt geändert: 

Nach „§ 30 Durchführung der Ersatzleistung" wird 
eingefügt „§ 30a Berechnung und Auszahlung der 
Versorgungsbezüge". 

2. In § 1 Abs. 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Im Rahmen dieser Aufgabe berechnet er die 
Versorgungsbezüge und zahlt sie für seine Mit­
glieder an die Versorgungsberechtigten aus." 

3. In § 10 Abs. 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Pflichtmitglieder sind ferner die Zweck verbän­
de im Sinne des Gesetzes über kommunale Zu­
sammenarbeit vom 12. 7. 1966 und die Schulver­
bände nach dem Volksschulgesetz unter den in 
Satz 1 genannten Voraussetzungen." 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 5 wird gestrichen. 
b) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5. 

5. § 14 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 3 wird gestrichen. 
b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Ab­

sätze 3 und 4. 

6. § 15 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Die §§ 14 Abs. 4, 19 Abs. 1 Satz 2 und 39 Abs. 2 
bleiben unberührt." 

7. In § 19 Abs. 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Soweit der Versorgungs verband die Versor­
gungsbezüge für die Mitglieder auszahlt, kann er 
zur Beschaffung der Unterlagen unmittelbar mit 
den versorgungsberechtigten Personen in Verbin­
dung treten." 

8. In § 20 Abs. 2 wird folgende Nr. 7 eingefügt: 
„7. Bei Ersatzleistung für ein nach den Rechts­

stellungsgesetzen zu gewährendes Ruhegehalt 
ist umlagepflichtig der ruhegehaltfähige Jah-
resdienstbezug, der der Berechnung der Ver­
sorgungsbezüge zugrunde liegt. Die Num­
mern 1 mit 6 finden keine Anwendung." 

9. § 23 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Der Versorgungsverband erkennt ohne Um­
lagennachzahlung die Zeiten als ruhegehaltfähig 
an, die nach Art. 123 mit 127, 208 Abs. 1 mit 4, 212 
Abs. 1 in Verbindung mit Art. 123, 127 und 208 
Abs. 2 BayBG, 
§§ 35 Abs. 3 Satz 1 und 2 Halblatz 1, 73 Abs. 2 
G 131, Art. 77 mit 81, 148 Abs. 1 mit 6, 155 Abs. 1 
in Verbindung mit Art. 78, 81 und 148 Abs. 3 
KWBG, 
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§§ 4 und 5 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 4 
des Gesetzes über die Rechtsstellung der in den 
Deutschen Bundes tag gewähl ten Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes vom 4. August 1953 sowie 
nach Art. 4, 7 und 8 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung 
mit Art. 4 des Rechtsstellungsgesetzes vom 
23. Juni 1966 

als ruhegehal t fähig anzurechnen sind; gleiches 
gilt für sonstige Zeiten, die von einer anderen 
Versorgungskasse, welche dem Versorgungsver­
band die Gegenseitigkeit gewährleistet , als ruhe ­
gehaltfähig ane rkann t worden sind." 

10. § 25 wird wie folgt geänder t : 

a) In Abs. 1 Nr. 1 wird folgender Buchstabe d 
eingefügt: 

,.d) nach dem Gesetz über die Rechtsstellung 
der in den Deutschen Bundes tag gewähl ­
ten Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
vom 4. August 1953 oder nach dem Rechts­
stellungsgesetz vom 23. J u n i 1966; soweit 
nach diesen Gesetzen ein im Ruhes tand be­
findlicher Beamter oder versorgungsbe­
rechtigter Angestel l ter auch ohne seinen 
Ant rag wieder in das frühere Diens tver­
häl tnis berufen werden kann, leistet der 
Versorgungsverband bis zum Eintr i t t der 
al lgemeinen Voraussetzungen für die Ge­
w ä h r u n g von Versorgungsbezügen keinen 
Ersatz." 

b) In Abs. 3 Satz 1 wird „138 Abs. 1" gestrichen. 

c) In Abs. 6 Satz 1 zweite Al ternat ive tri t t an die 
Stelle des Wortes „drei" das Wort „zwei". 

11. § 28 wird wie folgt geänder t : 

a) In Abs. 1 Nr. 1 wird folgender Buchstabe c 
eingefügt: 

,,c) nach dem Rechtsstellungsgesetz vom 23. J u ­
ni 1966; wenn der Dienstherr nach diesem 
Gesetz das Ruhen des Anspruchs auf Ver­
sorgungsbezüge anordnen kann oder wenn 
er ein berufsmäßiges Gemeindera t smi t ­
glied trotz gegebener Möglichkeit nicht 
wieder in das f rühere kommunale Wahl ­
amt beruft, leistet der Versorgungsver­
band bis zum Eintr i t t der al lgemeinen 
Voraussetzungen für die Gewährung von 
Versorgungsbezügen keinen Ersatz." 

b) Abs. 2 erhäl t folgende Fassung: 

„Ruhegehalt für die Dauer des einstweiligen 
Ruhestandes (Art. 26, 27 KWBG, Art. 6 Abs. 2 
Satz 1 des Rechtsstellungsgesetzes) und Über-
gangsgeld (Art. 119 KWBG) werden nicht e r ­
stat tet ." 

12. Nach § 30 wird der nachfolgende neue § 30a e in­
gefügt: 

„§ 30a 

Berechnung und Auszahlung der Versorgungs­
bezüge 

(1) Die Vers icherungskammer berechnet die Ver­
sorgungsbezüge und zahlt sie im Namen und für 
Rechnung der Mitglieder des Versorgungsver­
bandes unmi t te lbar aus. Die Zuständigkei t der 
Mitglieder für die Festsetzung der Versorgungs-
bezüge sowie für die Ausfer t igung und Zuste l ­
lung der Festsetzungsbescheide bleibt unberühr t . 

(2) Die Vers icherungskammer über läß t auf An­
t r ag freiwilligen Mitgliedern sowie Gemeinden 
mit mehr als 25 000 Einwohnern , in begründeten 
Fällen auch sonstigen Pflichtmitgliedern die Net ­
toberechnung und Auszahlung der Versorgungs­
bezüge. 

(3) Die für die Auszahlung erforderlichen Kas­
senmittel werden dem Bayerischen Versorgungs-
verband von den beteiligten Mitgliedern jeweils 
bis zum 20. des Vormonats zur Abbuchung zur 
Verfügung gestellt. 

(4) Der Bayer ische .Versorgungsverband erfüllt 
hinsichtlich der Auszahlung der Versorgungsbe­
züge alle gesetzlichen Verpflichtungen eines Ar­
beitgebers im Sinne der steuerrechtlichen Vor­
schriften; er t rägt an Stelle der beteiligten Mit­
glieder die volle Haftung gegenüber den F inanz­
behörden. 

(5) Die Regelungen in Abs. 1 bis 4 gehen dem 
übrigen Satzungsrecht vor. 

13. § 42 wird wie folgt geänder t : 

a) Abs. 2 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2. 

§ 2 

Die Änderungen unter § 1 Nr. 1, 2, 6, 7 und 12 treten 
am 1. J a n u a r 1970, die übrigen Änderungen am 
30. Jun i 1969 in Kraft. 

München, den 19. Mai 1969 

Bayerische Versicherungskammer 
Dr. W e h g a r t n e r , Präs ident 

Änderung der Satzung 
der Bayerischen Ärzteversorgung 

Vom 12. Juni 1969 

Auf Grund des Art. 9 Abs. II des Gesetzes über 
das öffentliche Versicherungswesen vom 7. Dezember 
1933 (BayBS I S. 242) in der Fassung der Ände run ­
gen vom 29. Mai 1957 (GVBl. S. 105), vom 30. Mai 
1961 (GVBl. S. 148) und vom 21. Dezember 1964 
(GVBl. S. 254) wird die Satzung der Bayerischen 
Ärzteversorgung vom 15. Dezember 1956 (BayBS I 
S. 288) in der Fassung der Bekanntmachungen vom 
16. Februar 1957 (GVBl. S. 47), vom 11. April 1958 
(GVBl. S. 53), vom 5. September 1958 (GVBl. S. 272), 
vom 7. Mai 1960 (GVBl. S. 81), vom 30. Dezember 
1960 (GVBl. 1961 S. 32), vom 5. Juli 1962 (GVBl. 
S. 140), vom 15. Februa r 1963 (GVBl. S. 33), vom 
1. Jul i 1965 (GVBl. S. 153), vom 23. November 1965 
(GVBl. S. 356), vom 8. August 1966 (GVBl. S. 252), 
vom 17. Oktober 1967 (GVBl. S. 466) und vom 28. Jun i 
1968 (GVBl. S. 261) auf Beschluß des Landesaus­
schusses und mit Genehmigung des Bayerischen 
Staatsminis ter iums des Innern (Entschließung vom 
13. Mai 1969 Nr. I A 4 — 938 — 40/15) sowie mi t 
fachaufsichtlicher Genehmigung des Bayerischen 
Staatsminis ter iums für Wirtschaft und Verkehr 
(Entschließung vom 28. April 1969 Nr. 7910 g — H/6 — 
17 228) wie folgt geänder t : 

Art ikel 1 

Es wird folgender § 20 eingefügt: 

.,§ 20 

Nachversicherung 

I. Wird ein Ant rag auf Nachversicherung bei der 
Bayerischen Ärzteversorgung gestellt, so hat 
die Anstalt die Nachversicherung nach den Be­
s t immungen der Absätze II bis IV durchzu­
führen. 

II. Bei der Bayerischen Ärzteversorgung können 
Ärzte, Zahnärz te oder Tierärzte nachversichert 
werden, die 
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1. unmittelbar vor Beginn der Nachversiche­
rungszeit Mitglieder der Bayerischen Ärzte­
versorgung waren oder 

2. im Laufe der Nachversicherungszeit die Vor­
aussetzungen für die Mitgliedschaft kraft Ge­
setzes erfüllt hätten, wenn sie nicht gemäß 
§ 11 Nr. 2 der Satzung von der Pflichtmit­
gliedschaft ausgenommen gewesen wären oder 

3. mit der Beendigung der Nachversicherungs­
zeit die Voraussetzungen für die Begründung 
der Mitgliedschaft kraft Gesetzes erfüllen 
oder zur freiwilligen Mitgliedschaft zugelas­
sen werden. 

III. Die Anstalt ist verpflichtet, die Nachversiche­
rungsbeiträge entgegenzunehmen. Sie sind so zu 
behandeln, als ob sie als Beitrag gemäß § 17 
Abs. II a, S. 1 rechtzeitig in der Zeit entrichtet 

worden wären, für die die Nachversicherung 
durchgeführt wurde. Die während der Nachver­
sicherungszeit tatsächlich entrichteten Beiträge 
gelten als freiwillige Mehrzahlungen im Sinne 
des § 17 Abs. VI und Abs. VIII. 

IV. Der Nachversicherte gilt rückwirkend für die 
Dauer der Nachversicherung als Mitglied kraft 
Gesetzes bei der Bayerischen Ärzteversorgung. 
Der Eintritt des Versorgungsfalles steht der 
Nachversicherung nicht entgegen." 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 aufgeführte Satzungsänderung 
tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1969 in Kraft. 

München, den 12. Juni 1969 
Bayerische Versicherungskammer 

Dr. W e h g a r t n e r , Präsident 
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